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Das Wichtigste zum Mitnehmen 
 

› Vom 23. bis zum 26. Mai 2019 finden die nächsten Wahlen zum Europäischen Parlament statt. 
 

› Der vorliegende Parteienmonitor stellt die programmatischen Positionen der Parteien zu den wichtigs-
ten Themen für die anstehende Wahl zum Europäischen Parlament einander gegenüber. Die Inhalte 
der Synopse beruhen auf den verabschiedeten Wahlprogrammen der Parteien. 

 
› Die größten Unterschiede liegen in den Bereichen Migrations- und Asylpolitik, Arbeit und Soziales so-

wie Wirtschaft und Finanzen. 
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Positionen der Parteien zur Europawahl 
 
Grundsatz 
 
Vision für Europa CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  

Die Grünen 
FDP DIE LINKE AfD 

 Europa ist ein Sehn-
suchtsort in der Welt. 
Man kann auf die Ge-
schichte, die Werte und 
Kultur in Europa stolz 
sein. Für diese Werte 
und die Gemeinschaft 
muss man in der Welt 
eintreten 
 
Wollen ein starkes, 
handlungsfähiges und 
selbstbewusstes Euro-
pa, das mit allen Mitteln 
den demokratischen 
Rechtsstaat, die freiheit-
liche Grundordnung 
und die Achtung der 
Menschenwürde gegen 
Angriffe von innen und 
außen verteidigt. Der 
‚European way of life‘ 
muss durch bürgernahe 
Politik verteidigt wer-
den 
 
Wollen Europa als 
starken Staatenver-
bund, als erfolgreichen 
Wirtschaftsraum und 
als globalen Stabilitäts- 
anker in der Welt 

Die europäische Idee ist 
die Antwort auf die 
großen Aufgaben der 
Gegenwart und Zukunft 
 
Wollen, dass Europas 
Fahne das neue Banner 
der freien Welt bleibt 
 
Müssen gemeinsam 
dafür sorgen, dass 
Europa zusammen mit 
anderen Partnern sein 
ganzes politisches 
Gewicht einbringt und 
eine friedliche, gerechte 
und regelbasierte  
internationale Ordnung 
fortentwickelt 
 
Wollen den 9. Mai zu 
einem gemeinsamen 
europäischen Feiertag 
umwandeln 

 

Für Frieden und     
Freiheit, Demokratie 
und Rechtsstaat,    
sozialen Ausgleich, 
Gleichberechtigung und 
Bewahrung der Le-
bensgrundlagen 

 

Europa braucht Mut zur 
Veränderung. Verände-
rung gegen Stillstand 
und lautes Gebrüll. 
Veränderung für neue 
Begeisterung und eine 
neue Form von Sach-
lichkeit, die schnell 
Fortschritte für alle 
bringt 
 
Wollen die Europäische 
Union stärker und 
besser machen 

Treten ein für die euro-
päische Idee von sozia-
ler Gerechtigkeit,   
Humanismus und  
internationaler       
Solidarität 

Fordern Idee eines 
Europas der Vater-
länder, einer europäi-
schen Gemeinschaft 
souveräner Staaten, die 
zum Wohle ihrer Bürger 
in all jenen Angelegen-
heiten zusammenwir-
ken, die gemeinsam 
besser erledigt werden 
können 
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Haltung zur EU CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Die EU soll sich aus 
„kleinen“ Dingen her-
aushalten und umso 
geschlossener und 
schlagkräftiger in den 
großen Dingen sein 
 
Die EU soll Sicherheit 
geben, Wohlstand schaf-
fen und Frieden sichern. 
Deutschland geht es nur 
gut, wenn es der EU gut 
geht 
 

 Die Antwort auf die 
Herausforderungen 
Europas ist Europa. 
Die Europäische Union 
kann das Vertrauen in 
ihre demokratischen 
Institutionen stärken 

Die Einheit Europas ist 
das Beste, was uns 
allen passieren konnte 
 
In der ganzen Welt ist 
die Europäische Union 
Vorbild des demokrati-
schen Miteinanders 
geworden – und zur 
Heimat von mittlerwei-
le 512 Millionen Men-
schen 
 

Befürworten ein geeintes 
Europa 

Treten ein für ein 
Europa als Wirtschafts- 
und Interessenge-
meinschaft souveräner 
Staaten  
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Haltung zu Institu-
tionen 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Das Europäische Parla-
ment ist die Herzkammer 
der europäischen Demo-
kratie und es soll ge-
stärkt werden 
 
Wollen, dass das Europä-
ische Parlament das 
Initiativrecht erhält, um 
Gesetze auf den Weg zu 
bringen. Zur Verbesse-
rung der Effizienz der 
Arbeit des Europäischen 
Parlaments soll das EP 
Vorschläge unterbreiten 

Wollen mehr Transpa-
renz durch verbindli-
ches Lobbyregister für 
alle EU-Institutionen 
 

Wollen, um die höchste 
Transparenz zu schaf-
fen, verbindliche Lob-
byregister für alle EU-
Institutionen, striktere 
Karenzzeiten und einen 
„legislativen Fußab-
druck“ durch den die 
Einflussnahme Dritter 
auf EU-Gesetzgebung 
überprüfbarer wird 
 
Neben den Mitglied-
staaten muss die EU 
selbst Mitglied der 
Europäischen Men-
schenrechtskonvention 
werden, damit sich 
auch EU-Institutionen 
für ihr Handeln vor 
dem Europäischen 
Gerichtshof für Men-
schenrechte verant-
worten müssen 
 
Die EU-Kommission 
muss ihre Rolle als 
Hüterin der Verträge 
und des EU-Rechts 
ernst nehmen und 
hierfür Verstöße gegen 
das europäische Um-
weltrecht konsequent 
durch Vertragsverlet-
zungsverfahren 
ahnden 

Wenn sich die EU 
übernimmt, sollen 
Bundestag und Bun-
desrat mehr Möglich-
keiten haben, dies 
überprüfen zu lassen 
 
Wollen die Frist für eine 
Subsidiaritätsrüge auf 
mindestens zwölf 
Wochen verlängern 
 
Ausschuss der Regio-
nen soll verkleinert 
werden und als echte 
Subsidiaritätskammer 
nicht nur Stellungnah-
men abgeben, sondern 
auch von seinem Recht 
Gebrauch machen, 
eine Verletzung der 
Subsidiarität selbst zu 
rügen 
 
Wollen in allen Ämtern 
in Europa Englisch als 
zusätzliche Verwal-
tungssprache einfüh-
ren 
 
Eine starke, unabhän-
gige Europäische Zent-
ralbank (EZB) garantiert 
den stabilen Euro 
 

Sind überzeugt, dass die 
derzeitigen EU-Verträge 
keine taugliche Grundla-
ge für ein soziales, de-
mokratisches, ökologi-
sches und friedliches 
Europa sind 

Mit den Verträgen von 
Schengen, Maastricht 
und Lissabon wurde 
das Prinzip der Volks-
souveränität ausge-
höhlt 
 
Die in den europäi-
schen Verträgen fixier-
ten Grundsätze der 
Subsidiarität und des 
Verbotes der Staatshaf-
tung für Schulden 
anderer Staaten wer-
den ignoriert 
 
Die Politik der EU-
Organe, insbesondere 
des Europäischen Rats 
und der Europäischen 
Kommission, ist vom 
Feilschen um Partikula-
rinteressen von Einzel-
staaten und Lobby-
Klüngel dominiert 
 
Die demokratische 
Kontrolle der EU-
Organe, auch durch 
den EuGH, ist völlig 
unzureichend 
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Reformen CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wollen regelmäßige Prü-
fung, welche Aufgaben 
aus europäischen Haus-
haltsmitteln finanziert 
werden sollen und welche 
entfallen können 
 
Im Bereich der Außen- 
und Sicherheitspolitik 
sollen zukünftig Mehr-
heitsentscheidungen - 
und nicht wie bisher die 
Einstimmigkeit - Grundla-
ge für gemeinsame Posi-
tionen sein 
 
Wollen einen europäi-
schen Sicherheitsrat 
unter Einbezug Großbri-
tanniens 
 
Die Maßnahmen der EU 
zur Sicherung der Rechts-
staatlichkeit sollen refor-
miert werden. Dafür soll 
ein neues Überwachungs-
instrument geschaffen 
und das Einstimmigkeits-
prinzip bei Sanktionen 
zugunsten von Mehr-
heitsentscheidungen 
aufgehoben werden 
 

Wollen echte europäi-
sche Spitzenkandi-
dat/innen 
 
Wollen die Einführung 
von europäischen 
Wahllisten 
 
Wollen transnationale 
Listen bei der Euro-
pawahl und ein Zwei-
stimmen-Wahlsystem 
einführen: Eine Stim-
me für eine transnati-
onale Liste, die von 
der europäischen 
Spitzenkandidaten 
angeführt wird, die 
sich um die Präsident-
schaft der Europäi-
schen Kommission 
bewerben. Mit der 
zweiten Stimme wer-
den wie bisher die 
Kandidat/innen auf 
der nationalen Liste 
für das Europäische 
Parlament gewählt 
 
Wollen das Gesetzes-
initiativrecht des 
Europäischen Parla-
ments 
 
 

Treten an, um die not-
wendigen Veränderun-
gen in der europäi-
schen Politik für mehr 
Nachhaltigkeit, Solidari-
tät und Humanität 
anzustoßen 
 
Mehr Transparenz und 
Abstimmung nach 
Mehrheitsprinzip im 
Europäischen Rat 
 
Das Europäische Par-
lament soll in allen 
Bereichen gleichberech-
tigt mit dem Rat ent-
scheiden können und 
ein eigenes vollwertiges 
Initiativrecht für euro-
päische Gesetzgebung 
erhalten 
 
Wollen eine breite 
Diskussion über Uni-
onsmodelle wie die 
Vereinigten Staaten von 
Europa, den föderativen 
Bundesstaat oder die 
Europäische Republik 
führen und in die Ge-
sellschaft tragen 
 
Bürgerinitiative stärken, 
ausbauen und entbüro-
kratisieren 
 
 

Das Europäische Par-
lament soll auch eige-
ne Gesetzesinitiativen 
einbringen können 
 
Bis spätestens 2022 
muss ein Europäischer 
Konvent einberufen 
werden, der den Weg 
zu einer gemeinsamen 
Verfassung ebnet 
 
Folgen bei allen Re-
formen einem klaren 
Kompass: Wollen ein 
einiges, kein verein-
heitlichtes Europa 
 
Wollen die Klagebe-
fugnis der nationalen  
Parlamentskammern 
erweitern 
 
Gesetze und Verord-
nungen sollen nach 
Möglichkeit durch eine 
Auslaufklausel (nach 
dem Vorbild der „Sun-
set-Klausel", zum 
Beispiel in den USA) 
mit einem Ablaufda-
tum beschlossen 
werden 
 
 

Wollen eine Neuverhand-
lung der Verträge 
 
Wollen eine Verfassung, 
die von den Bürgern 
mitgestaltet wird und 
über die sie zeitgleich in 
allen EU-Mitgliedstaaten 
in Volksabstimmungen 
entscheiden können 
 
Neuformierung einer 
europäischen Wirt-
schaftspolitik, die den 
Binnenmarkt durch die 
Sozialunion ergänzt 

Wollen den Behörden-
apparat, sowie die 
Besoldung reduzieren 
 
Wollen das EU Parla-
ment abschaffen 
 
Wollen einen neuen 
EuGH, der die Rolle 
eines supranationalen 
Schiedsgerichts ein-
nimmt 
 
Wollen Volksabstim-
mungen in allen euro-
päischen Angelegenhei-
ten einführen 
 
Wollen ein ver-
pflichtendes Lobbyre-
gister, in dem jeglicher 
Kontakt mit Lobbyisten 
zeitnah und lückenlos 
veröffentlicht wird 
 
Wollen, dass alle Mitar-
beiter und Abgeordne-
te der EU für ihre Ren-
ten- und Krankenvor-
sorge selbst aufkom-
men 
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Fortsetzung 
Reformen 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

  Wollen, dass die eu-
ropäischen Volksver-
treter/innen selbst 
Initiativen starten 
können für Gesetzes-
vorhaben 
 
Setzen sich für die 
Einführung eines 
gestärkten Untersu-
chungsrechtes für das 
Europäische Parla-
ment ein 
 
Wollen das Mehr-
heitsprinzip bei allen 
Entscheidungen im 
EU-Ministerrat 
verstärken 
 
Wollen das Wahlrecht 
mit 16 Jahren 
 

Zur Änderung der Ver-
träge unterstützt die 
Partei die Einberufung 
eines Europäischen 
Konvents oder einer 
gewählten verfassungs-
gebenden Versamm-
lung 

Wollen, dass das Eu-
ropäische Parlament 
nach einem einheitli-
chen Wahlrecht mit 
staatenübergreifenden 
Listen und Spitzen-
kandidat/innen ge-
wählt wird 
 
Wollen den „Wander-
zirkus" des Europäi-
schen Parlaments 
zwischen Straßburg 
und Brüssel beenden 
 
Die EU-Kommission 
soll auf höchstens 18 
Kommissare verklei-
nert werden 
 
Wollen, dass alle Sit-
zungen des Europäi-
schen Rates, des Mi-
nisterrates und aller 
anderen zwischen-
staatlichen EU-
Gremien (wie der 
Euro-Gruppe) live 
übertragen und die 
Protokolle dieser 
Sitzungen und Ratsdo-
kumente online veröf-
fentlicht werden 
 
 
 
 
 

 Wollen Transparenz 
durch eine Veröffentli-
chungspflicht aller in 
den EU-Institutionen 
anfallenden Daten 
nach dem Vorbild des 
Hamburger Transpa-
renzgesetzes schaffen 
 
Fordern die sofortige 
Einstellung der Partei-
enfinanzierung auf 
europäischer Ebene 
 
Wollen die rechtliche 
Gleichstellung der 
deutschen Sprache als 
Verfahrenssprache in 
den europäischen 
Institutionen 
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Fortsetzung 
Reformen 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

    Setzen sich dafür ein, 
nach der Wahl einen 
Europäischen Konvent 
nach Art. 48 des Ver-
trages über die Euro-
päische Union (EUV) 
bis spätestens 2022 
einzuberufen 
 
Über die neue Europä-
ische Verfassung 
sollen die europäi-
schen Bürger/innen in 
einer gemeinsamen 
europäischen Volksab-
stimmung abstimmen 
und damit die Grund-
lage für die Europäi-
sche Union der Zu-
kunft schaffen 
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Wirtschaft und Finanzen 
 
EU-Wettbewerb CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  

Die Grünen 
FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen Wettbewerb 
stärken, da dadurch 
Innovation und Wohl-
stand entstehen 
 
Wollen vor allem niedri-
gere Abgaben, weniger 
Bürokratie sowie mehr 
Unterstützung für For-
schung und Entwicklung 
 
Ein funktionierender und 
fairer Wettbewerb mit 
klarem Ordnungsrahmen 
ist der Grundpfeiler der 
Sozialen Marktwirtschaft 
und des europäischen 
Binnenmarktes sowie 
entscheidender Wohl-
standstreiber 
 
Das Wettbewerbsrecht 
soll so angepasst wer-
den, dass „European 
Champions“ entstehen 
können, die auf dem 
Weltmarkt mit den glo-
balen Wettbewerbern 
aus USA und China mit-
halten können 
 

Legen verbindlich fest, 
was durch die freien 
Kräfte des Marktes zur 
Ware werden darf und 
was nicht 
 
Die Bereitstellung 
öffentlicher Güter wie 
Bildung, Gesundheit, 
öffentlicher Personen-
nahverkehr, Pflege, 
öffentliche Infrastruk-
tur (auch digitale Infra-
struktur, Wasserver-
sorgung und Wasser-
entsorgung) kann nicht 
dem Markt überlassen 
werden 
 
Wollen mehr gemein-
same industriepoliti-
sche Modellprojekte 
 

Es soll einen fairen 
Wettbewerb und eine 
Begrenzung wirtschaft-
licher Macht geben. 
Dafür ist es auch not-
wendig, bestehende 
Monopole zu zerschla-
gen 
 
Für ein starkes europä-
isches Kartellamt 
 
Für die Kontrolle digi-
taler Marktmacht 
 
Eine Kommission muss 
gegründet werden, die 
die europaweite Ein-
führung eines 
maximalen Abstands 
zwischen dem höchs-
ten und dem 
niedrigsten Gehalt in 
einem Unternehmen 
prüft („Lohnhebel“) 

Begrüßen die starke 
Wettbewerbsordnung 
in der Europäischen 
Union 
 
Wettbewerbsverzer-
rende Praktiken durch 
Steuervergünstigungen 
sind auch in der Zu-
kunft konsequent zu 
verfolgen 
 
Das europäische Kar-
tellrecht soll derart 
geändert werden, dass 
künftig auch Zusam-
menschlüsse von Un-
ternehmen, die die 
Umsatzschwellen noch 
nicht erreichen, unter 
die Kartellaufsicht 
fallen, wenn durch 
Netzwerkeffekte (etwa 
im digitalen oder infra-
strukturellen Bereich) 
eine besondere Gefahr 
für den Wettbewerb 
besteht 
 
 
 
 
 
 
 

Wollen Wettbewerb in 
jeglichen Bereichen 
zurückdrängen und 
die Bedürfnisse der 
Menschen in der EU 
höher bewerten 
als den Profit für die 
Unternehmen 

Aufgabe der EU ist es, 
den Rahmen für ge-
meinschaftliches, eu-
ropäisches Wirtschaf-
ten zu gestalten und 
für faire Wettbewerbs-
bedingungen zu sorgen 
 
Wettbewerb ist eine 
Grundvoraussetzung 
für technischen Fort-
schritt und für günstige 
Verbraucherpreise 
 
Wollen keine Eingriffe 
durch den Staat 
 
Wollen Reduzierung 
des bürokratischen 
Aufwands und eine 
entsprechende Über-
prüfung der EU-
Vergaberichtlinie, der 
EU-Dienstleistungs-
richtlinie, der Kredit-
vergabe-Richtlinie, der 
Ökodesign-Richtlinie 
und der Dokumentati-
onspflichten gerade für 
Kleinunternehmer 
 



10 
 

 

Fortsetzung 
EU-Wettbewerb 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

    Setzen sich dafür ein, 
dass Regulierungen auf 
einer unabhängigen 
und transparenteren 
Folgenabschätzung 
basieren und der KMU-
Test auf europäischer 
Ebene verpflichtend 
angewendet wird  
 
Wollen, um die Wett-
bewerbsfähigkeit von 
KMU und ihre Finanzie-
rungsmöglichkeiten 
sicherzustellen, beste-
hende Förderpro-
gramme wie „Horizont 
2020" und das Pro-
gramm für die Wettbe-
werbsfähigkeit von 
Unternehmen und für 
KMU (COSME) beibehal-
ten und weiterentwi-
ckeln 
 
Wollen die Vollendung 
des Europäischen Bin-
nenmarktes 
 
Wollen einen gemein-
samen Binnenmarkt für 
Digitales und Energie 
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Handelspolitik CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen effektive und re-
gelbasierte Partnerschaf-
ten 
 
Setzen sich für eine neue 
Verhandlungsrunde in der 
Welthandelsorganisation 
ein, um international 
Handelshemmnisse weiter 
abzubauen 
 
Stärkung des Reziprozi-
tätsprinzips bei Öffnung 
gegenseitiger Märkte mit 
Staaten außerhalb der EU 
 
Wollen einen neuen Ver-
such zum Handelsab-
kommen mit den USA 
 
Wollen weitere moderne 
und transparente Han-
delsabkommen u.a. mit 
Australien, Neuseeland, 
Vietnam und den  
Mercosur-Staaten zum 
Abschluss bringen 
 
Fertig verhandelte Ab-
kommen, wie z. B. mit 
Kanada, Japan und Singa-
pur, sollen umgesetzt 
werden 
 
 
 
 
 

Europa muss treibende 
Kraft sein, die Verflech-
tung des Welthandels 
sozial, ökologisch und 
transparent zu gestal-
ten 
 
Dazu benötigt es ver-
bindliche Regelungen 
und eine Stärkung der 
WTO. Europa soll welt-
weit ein Beispiel sein 
für freien und fairen 
Handel 
 
Werden für ein gerech-
tes internationales 
Regelwerk im Rahmen 
der Welthandelsorga-
nisation und von Han-
delsverträgen arbeiten, 
damit weltweit dem 
Recht Geltung ver-
schafft wird und nicht 
das Recht des Stärke-
ren die Oberhand 
gewinnt 
 
Schützen die heimi-
schen Arbeitsplätze mit 
effektiven Handels-
schutzinstrumenten 
 
 

Die Menschenrechte 
müssen auch gegen-
über transnationalen 
Unternehmen einklag-
bar sein 
 
Für die Verankerung 
des Pariser Klima-
schutzabkommens und 
des Vorsorgeprinzips in 
allen Handelsverträgen 
der EU 
 
Für WTO-konforme 
Klimaabgaben auf 
schmutzige Importe 
 
Die Zölle auf verarbei-
tete Produkte aus 
Entwicklungsländern 
müssen abgeschafft 
werden 
 
Wegen einseitiger 
Gerichte und Sonder-
klagerechte für private 
Investoren lehnt die 
Partei CETA ab 
 
Fordern die Wiederbe-
lebung der Verhand-
lungen im Rahmen der 
WTO 

Wollen die WTO als 
zentralen Ort zur 
Schaffung eines fairen 
und regelbasierten 
globalen Welthandels-
systems mit einem 
effektiven System der 
Streitbeilegung stär-
ken 
 
Halten die WTO-
Reform für überfällig, 
um notwendige Rege-
lungen für das 21. 
Jahrhundert zu schaf-
fen 
 
Bekennen sich zum 
regelbasierten Frei-
handel als Grundlage 
internationaler Han-
delsbeziehungen und 
streben daher langfris-
tig eine weltweite 
Freihandelsordnung 
im Rahmen der WTO 
an 
 
 

Wollen die Wirtschaftsbe-
ziehungen der EU neu 
ausrichten und die beste-
henden neoliberalen 
Handelsabkommen er-
setzen 
 
Wollen einen integrierten 
Ansatz von Handelspolitik 
mit Entwicklungszusam-
menarbeit, Klimaschutz 
und friedenssichernder 
Politik 
 

Die EU soll eine Au-
ßenwirtschaftspolitik 
betreiben, die sich an 
den Interessen der 
Mitgliedsstaaten aus-
richtet 
 
Wollen Freihandel und 
offene Märkte, Import-
beschränkungen der EU 
im nichttarifären Be-
reich sowie schritt-
weises Streichen von 
Exportsubventionen 
 
Handelsvereinbarungen 
sollen im Rahmen der 
WTO abgeschlossen 
werden 
 
 



12 
 

 

Fortsetzung 
Handelspolitik 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen Maßnahmen  
ergreifen, die Unterneh-
men im digitalen Bereich 
vor Spionage, Sabotage 
und Cybercrime schützen 

Die öffentliche  
Daseinsvorsorge darf 
nicht durch  
internationale  
Handelsabkommen 
ausgehöhlt werden 
 

 Die umfassenden 
Verträge mit Kanada 
(CETA) und mit Japan 
(JEFTA) sowie die lau-
fenden Verhandlungen 
über ein Investitions-
abkommen mit China 
sind positive Beispiele. 
Ein entsprechender 
Vertrag mit den Verei-
nigten Staaten bleibt 
ein großes liberales 
Ziel 
 
Mit dem Vereinigten 
Königreich sollte nach 
dem Brexit ein umfas-
sendes Freihandels-
abkommen avisiert 
werden 
 
Lehnen Strafzölle der 
EU zur Erzwingung des 
Abschlusses von Frei-
handelsverträgen mit 
Entwicklungsländern 
ab 
 
Freihandelsabkommen 
sollten so angelegt 
sein, dass sie „EU-only" 
sind, also nur Bereiche 
umfassen, für die die 
EU alleine zuständig ist 
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EURO CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen eine Stabilitäts-
union und keine Verge-
meinschaftung von Schul-
den und Risiken 
 
Mitgliedstaaten sollen vor 
allem in der Haushalts- 
und Finanzpolitik eigenver-
antwortlich handeln kön-
nen.  
 
Ablehnung eines europäi-
schen Finanz-ministers  
 
Fordern, dass Regeln des 
Stabilitäts-, Wachstums-
pakts und des Fiskalver-
trags strikt eingehalten und 
durchgesetzt werden.  
 
Fordern eine Sanktionie-
rung von Verstößen gegen 
die Stabilitätskriterien. 
Wollen Ermessensspiel-
räume beim Defizitverfah-
ren einschränken und 
mehr Sanktionsmöglichkei-
ten schaffen. Im Notfall 
muss eine Insolvenzord-
nung für Euro-Staaten 
greifen 
Verantwortung für die 
Sozialsysteme und Ar-
beitsmarktpolitik muss bei 
den Mitgliedstaaten blei-
ben 

Wollen den Euro stark 
halten und Mitglied-
staaten früher und 
entschlossener helfen, 
wenn sie in eine Krise 
zu rutschen drohen 
 
Werden den Europäi-
schen Stabilitätsme-
chanismus (ESM) zu 
einem parlamentarisch 
kontrollierten Europäi-
schen Währungsfonds 
(EWF) weiterentwickeln, 
damit er künftig früher 
helfen kann und nicht 
erst, wenn die Krise da 
ist 

Alle Mitgliedstaaten 
müssen mehr gemein-
same Verantwortung 
für die Stabilität des 
Euros übernehmen. 
Dafür braucht es eine 
gemeinsame Haus-
haltspolitik in der Euro-
zone und EU 
 
Für einen krisenfeste-
ren Euro und einen 
demokratisch kontrol-
lierten Europäischen 
Währungsfonds 
 
Für die Vollendung der 
Bankenunion 

Wollen den Euro als 
starke und stabile 
Gemeinschaftswährung 
sichern 
 
Befürworten die Erar-
beitung eines Regel-
werkes für den einver-
nehmlichen Austritt 
aus dem Euroraum – 
als Ultima Ratio – bei 
gleichzeitigem Verbleib 
in der Europäischen 
Union sowie für eine 
spätere Möglichkeit der 
Wiedereinführung der 
Gemeinschaftswährung 
 

Eine weitere Vertiefung 
der Wirtschafts- und 
Währungsunion unter 
den derzeitigen neolibe-
ralen und politischen 
Vorzeichen, wie von den 
EU-Institutionen voran-
getrieben, würde den 
extremen Rechten dieses 
Kontinents weiteren 
Aufwind geben 

Wollen Wiedereinfüh-
rung einer nationalen 
Währung, ggf. unter 
paralleler Beibehaltung 
des Euro 
 
Alle Maßnahmen der 
EZB zur Manipulation 
des freien Kapital-
markts müssen einge-
stellt werden 
 
Wollen Durchsetzung 
der vertraglichen Ver-
bote der Staatsfinan-
zierung durch die EZB 
und der Vergemein-
schaftung der Schulden 
sowie eine Rückfüh-
rung der Befugnisse 
der EZB auf reine 
Geldpolitik, keine Um-
wandlung des ESM in 
einen europäischen 
Währungsfonds und 
ein sukzessives Ende 
der EZB-Anleihen-
kaufprogramme und 
der „Rettungs“-
Programme über EFSF 
und ESM 
 
Lehnen Haftungs- und 
Transferunion ab 
 
Lehnen eine europäi-
sche Bankenaufsicht ab 
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Fortsetzung 
EURO 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Ablehnung einer gemein-
samen Arbeitslosenversi-
cherung und dauerhaften 
Transferzahlungen inner-
halb der EU 
 
Wollen die Bankenunion 
und die Kapitalmarktunion 
unter Stabilitätsaspekten 
weiterentwickeln. Beste-
hende Risiken im Banken-
system müssen dafür 
zwingend reduziert wer-
den. Staatsanleihen sollen 
nicht mehr als risikolos 
gelten und von Banken – 
genauso wie andere Anla-
geformen – mit Eigenkapi-
tal unterlegt werden müs-
sen.  
 
Ablehnung von Bankenret-
tungen aus Steuermitteln. 
Bei allen Änderungen auf 
europäischer Ebene müs-
sen die Besonderheiten 
des Drei-Säulen-Systems 
aus Privatbanken, öffent-
lich-rechtlichen Banken 
und Genossenschaftsban-
ken erhalten bleiben 
 
Bekenntnis zur Unabhän-
gigkeit der Europäischen 
Zentralbank (EZB) im Rah-
men ihres Mandats 
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Fortsetzung 
EURO 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Nur eine starke unabhän-
gige Zentralbank kann eine 
wirkungsvolle Geldpolitik 
mit dem Ziel der Geldwert-
stabilität sicherstellen. 
Sparer dürfen nicht die 
Leidtragenden sein. Geld- 
und Finanzpolitik müssen 
strikt getrennt werden 
 
Staatsfinanzierung ist nicht 
Aufgabe der EZB 
 
Wollen den Europäischen 
Stabilitätsmechanismus 
(ESM) weiterentwickeln. 
Unterstützung der Schaf-
fung eines Europäischen 
Währungsfonds, da die 
Finanzstabilität der EU 
nicht vom Wohlwollen 
anderer Wirtschaftsmächte 
abhängig sein darf. Kon-
trollrechte des Deutschen 
Bundestags bleiben 
bestehen 
 
Wollen bessere Koordinie-
rung und Abstimmung 
nationaler Wirtschaftspoli-
tiken 
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Fortsetzung 
EURO 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Länderspezifische Empfeh-
lungen sollen vor allem auf 
Strukturreformen zielen. 
Die Strukturfonds sollen 
vor allem dafür eingesetzt 
werden, zielgenauer Re-
formprozesse, Innovatio-
nen und die Wirtschafts-
kraft zu unterstützen 
 
Ablehnung der Abschaf-
fung des Bargelds 
 
Europäische Haushaltsmit-
tel müssen für Zukunfts-
aufgaben eingesetzt wer-
den, die einen europäi-
schen Mehrwert schaffen 
und den europäischen 
Bürgern nutzen 
 
Wollen regelmäßige Prü-
fung, welche Aufgaben 
entbehrlich sind und ent-
fallen können. Europa soll 
nur dann tätig werden, 
wenn ein europaweites 
Vorgehen einen echten 
Mehrwert gegenüber der 
nationalstaatlichen Aufga-
benerfüllung bringt. Subsi-
diarität soll gestärkt wer-
den 
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Steuer CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Fordern faire Besteuerung 
der digitalen Wirtschaft 
 
Setzen sich in der EU für 
abgestimmte Lösungen auf 
Basis von virtuellen Be-
triebsstätten ein 
 
Wollen eine gemeinsame 
Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage, 
damit Unternehmen nach 
gleichen Regeln besteuert 
werden. Besonderheiten 
der deutschen Unterneh-
menslandschaft und -
besteuerung sollen ange-
messen berücksichtigt 
werden 
 
Fordern eine Modernisie-
rung des Beihilferechts im 
Sinne von Klarheit und 
Rechtssicherheit 
 
Wollen den Umsatzsteuer-
betrug weiter eindämmen 
und Steuerschlupflöcher 
schließen 
 
Wollen eine Finanztransak-
tionsteuer im europäi-
schen Kontext mit breiter 
Bemessungsgrundlage und 
niedrigem Steuersatz 
 
 
 

Wollen gemeinsam 
dafür sorgen, dass alle 
Unternehmen endlich 
einen anständigen 
Beitrag für die Finan-
zierung des Gemein-
wohls leisten.  
 
Wer Milliardenerträge 
erwirtschaftet, muss 
angemessen besteuert 
werden und seinen Teil 
für die Gesellschaft 
leisten. Das gilt für alle, 
auch für die digitalen 
Großkonzerne 
 
In Europa soll eine 
gemeinsame konsoli-
dierte Bemessungs-
grundlage für die Erhe-
bung der Körper-
schaftsteuer bei den 
Unternehmen einge-
führt werden 
 
Müssen ein Mindest-
niveau der Besteue-
rung vereinbaren und 
sicherstellen, dass alle 
einen fairen Beitrag zur 
Finanzierung der 
Staatsaufgaben leisten 
 
 
 

Für eine einheitliche 
europäische Unter-
nehmenssteuer inklu-
sive fairer Mindest-
steuersätze, die für alle 
Unternehmen gleich-
ermaßen gilt 
 
Eine am Umsatz  
orientierte europäische 
Digitalsteuer rasch 
einführen, um das 
Steuerdumping digita-
ler Konzerne zu unter-
binden 

Stehen für Vielfalt der 
Steuersätze innerhalb 
der EU 
 
Befürworten im Be-
reich der Unterneh-
mensbesteuerung eine 
einheitliche Bemes-
sungsgrundlage für die 
Körperschaftsteuer 
 
Lehnen die Festsetzung 
von Mindeststeuersät-
zen innerhalb der EU 
ebenso ab wie die 
Zulässigkeit sogenann-
ter Tax-Deals 
 
Eine Digitalsteuer als 
eine Art zweite Um-
satzsteuer wird abge-
lehnt 
 
Wollen ein einfaches 
und gerechtes Steuer-
system  
 
Ermäßigte Umsatz-
steuersätze sollen in 
den Mitgliedstaaten 
künftig nur noch für 
Leistungen erhoben 
werden, die einen 
Bezug zum materiellen 
und kulturellen Grund-
bedarf haben 
 
 

Wollen eine europaweite 
Unternehmenssteuer für 
das Geschäftsmodell der 
privaten Wohnungsver-
mietung über Internet-
plattformen einführen 
 
EU-weiten Mindeststeu-
ersatz für Unternehmen 
und gemeinsame Min-
deststandards für die 
Besteuerung großer 
Vermögen und für Spit-
zeneinkommen 
 
Wollen Banken, die in 
Steueroasen operieren, 
die Lizenz entziehen 
 
Banken und anderen 
Dienstleistern, die Steu-
erhinterziehung und 
Geldwäsche betreiben, 
muss die Geschäftslizenz 
entzogen werden 
 
Wollen eine umfassende 
Finanztransaktionssteuer 
von 0,1 % 
 
Profite müssen in den 
Ländern besteuert wer-
den, in denen die Nutzer 
der Digitaldienste sie 
nutzen 
 
 

Die EU darf niemals 
Steuern erheben kön-
nen 
 
Wollen Steuerhinter-
ziehung und -betrug 
mit Hilfe der OECD 
beenden 
 
Lehnen eine EU-
getriebene Harmoni-
sierung von Unter-
nehmenssteuern ab 
 
Unterstützen eine 
Finanztransaktions-
steuer 
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Fortsetzung 
Steuer 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

  Wollen bis Ende 2020 
eine globale Mindest-
besteuerung der digita-
len Unternehmen 
einführen 
 
Wollen den gemeinsa-
men deutsch-
französischen Vor-
schlag für eine Besteu-
erung der digitalen 
Wirtschaft ab dem 1. 
Januar 2021 zügig in 
Europa umsetzen 

Wollen eine Son-
dereinheit wie in Groß-
britannien aufbauen, 
die effektiv gegen 
Steuerbetrug vorgeht 
und Steuerhinterzie-
hung konsequent 
verfolgt 

Wollen eine Finanz-
transaktionssteuer 
nach dem französi-
schen Vorbild in der EU 
einführen 
 
Wollen die unterschied-
lichen Körperschafts-
steuern angleichen 
 
 
 
 

 Lehnen die Zuweisung 
eigener Steuern an die 
europäische Ebene 
oder die Einführung 
von EU-Steuern ab 
 
Lehnen eine Finanz-
transaktionssteuer ab 
 

Einführung einer Kohlen-
stoffsteuer (Carbon Tax), 
die alle Industriezweige 
bzw. Branchen umfasst 
 
Wollen eine EU-weite 
Kerosinsteuer und die 
Mehrwertsteuer auf 
Flugtickets einführen 
 
Superreiche und       
Konzerne stärker be-
steuern als Quelle für 
öffentliche Investitionen 
 
Reiche und Superreiche 
müssen über eine euro-
päische Fluchtursachen-
steuer an den globalen 
Kosten der Krisen betei-
ligt werden 
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Fortsetzung 
Steuer 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

  Wollen ein Mindestni-
veau der Besteuerung 
vereinbaren und so 
sicherstellen, dass alle 
einen fairen Beitrag zur 
Finanzierung der 
Staatsaufgaben leisten 
 
Wollen bis Ende 2020 
eine globale Mindest-
besteuerung der digita-
len Unternehmen 
einführen 
 
Der Wettlauf um die 
niedrigsten Steuersätze 
muss aufhören. Damit 
Europa in Steuerfragen 
gerechter wird, soll 
künftig die Mehrheit 
der Staats- und Regie-
rungschefs im europäi-
schen Rat entscheiden 
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Verkehr CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen nachhaltigen Aus-
bau von Straßen und 
Schienen sowie leistungs-
fähigen Wasserstraßen, 
Häfen und Flughäfen 
 
Wollen eine engere Ver-
knüpfung der unterschied-
lichen nationalen Verkehrs-
netze in Europa  
 
Elektromobilität, ÖPNV und 
der Schienenverkehr sollen 
gestärkt werden 
 
Bekenntnis zur Erhaltung 
und Stärkung der Automo-
bilindustrie als Innovations-
treiber und Garant für 
Wohlstand und wertvolle 
Arbeitsplätze 
 
Wollen technologieoffenen 
Ansatz, der geeignete Rah-
menbedingungen für inno-
vative Forschung setzt bei 
Entwicklung neuer emissi-
onsarmer Antriebsformen. 
Dazu zählt auch die Ent-
wicklung des sauberen 
Verbrennungsmotors 
 
Wirtschaft und Umwelt 
sollen gemeinsam in Ein-
klang gebracht werden  
 

Die Straßen- und die 
Schienenwege müssen 
überall in der EU ver-
bessert werden 
 
Wollen die Gleichbe-
rechtigung von Fuß-
verkehr, Radverkehr, 
ÖPNV, neuen Mobili-
tätsangeboten und 
motorisiertem Indivi-
dualverkehr 
 
Wollen den Nachhol-
bedarf in der Entwick-
lung der Infrastruktur 
für den ÖPNV, den 
Fuß- und Radverkehr 
schrittweise beseitigen 
 
Wollen eine Verkehrs-
wende einleiten: Wol-
len neben ambitionier-
ten Grenzwerten eine 
verstärkte Förderung 
von Forschung 
und Entwicklung neuer 
Antriebstechnologien 
und Produktionspro-
zesse 
 
Starten eine Infra-
strukturoffensive für 
die Elektrifizierung, 
Vernetzung und Nut-
zerfreundlichkeit aller 
Verkehrsträger 
 

Wollen eine Mobilität, 
die klimaneutral, kos-
tengünstig und für alle 
nutzbar ist und Umwelt 
und Gesundheit schützt 
 
Mehr für Fuß- und 
Radverkehr, weniger, 
aber dafür saubere und 
leise Autos, bessere 
Zug- und ÖPNV-
Angebote, weniger 
Kurzstreckenflüge und 
eine bessere Vernet-
zung unterschiedlicher 
Verkehrsträger in der 
Stadt und auf dem 
Land 
 
Für eine Schifffahrt 
ohne Schweröl, dafür 
mit erneuerbaren 
Antrieben 
 
Für ein Ende der Steu-
erbefreiung für Kerosin 

Es wird ein durchge-
hendes Netz von Ver-
kehrswegen (TEN-V) 
benötigt, bei dem vor 
allem Engpässe auf 
den Hauptachsen 
schnell beseitigt, in-
termodale Hubs sowie 
parallel eine Infrastruk-
tur für alternative 
Energien aufgebaut 
und der Instandhal-
tungsrückstau aufge-
löst werden 
 
Wollen sich für bessere 
und einfachere grenz-
übergreifende Tarife 
der Verkehrsverbünde 
einsetzen 
 
Unterstützen das zu-
nehmende Sharing von 
Fahrangeboten und die 
Entwicklung von „Mobi-
lity-on-Demand"-
Angeboten, in  
Ballungszentren sowie 
auch im ländlichen 
Raum 
 
Wollen Park-and-Ride-
Systeme stärker  
fördern 
 
 

Wollen eine Verkehrs-
wende: Ausbau des 
Schienennetzes und des 
ÖPNV, Förderung der EU 
für neue Straßen und 
Flughäfen abschaffen 
 
Schrittweise Senkung der 
Fahrpreise bis hin zum 
Nulltarif 
 
Wollen einen Großteil 
des Flugverkehrs auf die 
Schiene verlagern 
 
Wollen einen grenzüber-
schreitenden Taktfahr-
plan und ein europäi-
sches Ticketbuchungs-
system 
 
LKW-Maut soll in der 
ganzen EU für Lkw ab 3,5 
Tonnen verbindlich 
werden, externe Kosten 
durch Luftverschmut-
zung, Lärm und Klima-
belastung müssen in 
voller Höhe angelastet 
werden 

Wollen die Rhein- 
schiene von Basel bis 
Rotterdam für den 
zukunftsfähigen Ge-
brauch ausbauen und 
den Nord-Ostsee-Kanal 
schnellstens sanieren 
 
Wollen den inter-
modalen Verkehr aus-
bauen 
 
Lehnen Diesel Fahrver-
bote strikt ab 
 
Lehnen die Zwangsein-
führung von syntheti-
schen Kraftstoffen 
genauso ab, wie die 
Zwangsbeimischung 
von Bioethanol in 
herkömmliche Kraft-
stoffe (E5 und E10) 
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Fortsetzung 
Verkehr 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

  Wollen langfristige 
Konzepte zur De-
karbonisierung von 
Flugverkehr und Schiff-
fahrt entwickeln 
 
Wollen mehr Koopera-
tion statt Wettbewerb 
auf der Schiene in 
Europa beim Schie-
nenpersonenfernver-
kehr 
 
Wollen die Zersplitte-
rung des europäischen 
Eisenbahnverkehrs 
beenden 
 
Die Wasserstofftech-
nologie inklusive einer 
dazugehörigen Infra-
struktur soll als euro-
päisches Projekt in 
einer grundsätzlich 
ergebnisoffenen For-
schung und Entwick-
lung weiterentwickelt 
werden 
 

 Fordern europaweit 
faire Wettbewerbsbe-
dingungen insbeson-
dere im Luft- und 
Schienenverkehr 
 
Schieneninfrastruktur 
muss europaweit dis-
kriminierungsfrei für 
alle Bahnen im Perso-
nen- und Güterverkehr 
zur Verfügung gestellt 
werden 
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Migrations- und Asylpolitik 
 
Migration CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  

Die Grünen 
FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen Bekämpfung der 
illegalen Migration mit dem 
effektiven Vorgehen gegen 
Schlepperbanden und mit 
einem wirksamen Schutz 
der europäischen Außen-
grenzen erreichen 
 
Wollen die Registrierung 
von Migranten und Fest-
stellung von Identitäten in 
europäischen Transit-
zentren. Keine Einreise 
ohne Berechtigung und 
ohne Papiere oder eindeu-
tige Identitätsfeststellung 
 
Wollen Einrichtung regio-
naler Aufnahmezentren in 
Nordafrika 
 
 
 

Wollen mehr europäi-
sche Regeln für legale 
Zuwanderung schaffen 
 

Für ein europäisches 
Einwanderungsrecht 
mit gemeinsamen 
Rahmenregelungen, 
um gleiche Standards 
in Europa für die  
sichere und legale 
Einwanderung von 
Menschen mit ver-
schiedenen  
Qualifikationsniveaus 
und deren Familien zu 
etablieren 
 
Für ein europäisch 
organisiertes und 
finanziertes ziviles 
Seenotrettungssystem 

Eine Zuwanderung in 
einen anderen Mit-
gliedstaat, um höhere 
Sozialleistungen zu 
erhalten, ist nicht Ge-
genstand der Freizü-
gigkeit und nicht Ge-
genstand der Europäi-
schen Verträge 
 
Europa braucht endlich 
eine gemeinsame 
Einwanderungspolitik 
und eine werteorien-
tierte Flüchtlingspolitik 
 

Wollen legale und sichere 
Einreisemöglichkeiten in 
die EU schaffen 
 
Fordern eine Kündigung 
der Abkommen mit der 
Türkei und Libyen  

Fordern Austritt aus 
dem UN-
Migrationspakt 
 
Wollen umfassende 
Remigrations-
Programme in 
Deutschland und  
Europa 
 
Wollen Abkommen mit 
Drittländern nach 
australischem Vorbild 
um abgelehnte Migran-
ten aufzunehmen, die 
nicht in ihre Heimat-
staaten abgeschoben 
werden können 
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Asyl CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Bekenntnis zu rechtlichen 
und humanitären Ver-
pflichtungen bei gleichzei-
tiger Begrenzung der Zahl 
der ankommenden Men-
schen 
 
Wollen Fehlanreize beseiti-
gen, Asylbewerberleistun-
gen europaweit angleichen 
und auf ein Minimum 
beschränken 
 
Fordern ein einheitliches 
und schnelles Asylverfah-
ren mit der Möglichkeit, 
innerhalb der EU einmalig 
einen Asylantrag zu stellen. 
Die grundsätzliche Zustän-
digkeit des Ersteinreiselan-
des ist beizubehalten und 
eine solidarische Lasten-
verteilung sicherzustellen 
 
Forderung eines gemein-
samen Standards für die 
Anerkennung von Asyl und 
eine EU-weite Harmonisie-
rung der Aufnahmebedin-
gungen, um eine Weiterrei-
se innerhalb Europas zu 
verhindern. Harmonisie-
rung bezieht sich auf die 
Verfahren, Unterbringung 
und Versorgung 
 
 
 

Diejenigen, die in Eu-
ropa Schutz suchen, 
weil sie in ihrer Heimat 
aufgrund ihrer sexuel-
ler Orientierung oder 
geschlechtlichen Identi-
tät verfolgt werden, 
müssen grundsätzlich 
als Asylbewerber und 
Asylbewerberinnen 
anerkannt werden 
 
Wollen eine Reform 
des Dublin-Systems, 
die Kriegsflüchtlinge 
schützt und das Recht 
auf Asyl vollumfänglich 
gewährt 
 
Das Wahren des Asyl-
rechts ist eine gemein-
same europäische 
Aufgabe, die solidarisch 
erfüllt werden muss. 
Sie darf nicht allein auf 
diejenigen Staaten mit 
einer Außengrenze 
verlagert werden 
 
 
 

Für ein einheitliches 
europäisches Asylsys-
tem mit einem fairen 
und solidarischen 
Verteilungsmechanis-
mus. Gegen das Dub-
lin-System 
 
Wollen Stärkung der 
Rechte und Interessen 
der (Arbeits-) Migran-
ten und ihren Schutz 
vor Ausbeutung 
 
Für einen europäischen 
Integrationsfonds, der 
Kommunen und Regio-
nen unterstützt, die 
Flüchtlinge aufnehmen 
möchten 
 
Die EU-Asylbehörde 
muss in ihren Befug-
nissen so erweitert 
werden, dass sie ge-
meinsam mit den 
Mitgliedstaaten für 
eine schnelle Registrie-
rung, eine humane 
Erstunterbringung mit 
medizinischer Versor-
gung und die anschlie-
ßende schnelle und 
faire Verteilung sorgt 
 

Beim Einwanderungs- 
und Asylrecht muss auf 
rechtsstaatliche Prinzi-
pien und vor allem auf 
faire Lösungen gesetzt 
werden 
 
Wollen ein einheitliches 
europäisches Asyl-, 
Flüchtlings- und Ein-
wanderungsrecht 
 
Wollen ein Gemeinsa-
mes Europäisches 
Asylsystem (GEAS) „aus 
einem Guss" 
 
Es müssen die Voraus-
setzungen geschaffen 
werden, dass in der 
Regel innerhalb von 
drei Monaten eine 
Entscheidung über den 
Asylantrag getroffen 
werden kann 
 
Soweit Mitgliedstaaten 
aus wichtigem Grund 
nicht zur Aufnahme in 
der Lage sind, werden 
die Flüchtlinge auf 
andere Mitgliedstaaten 
mit der Maßgabe auf-
geteilt, dass der nicht 
aufnehmende Staat die 
Kosten der Aufnahme 
übernimmt 

Die Menschrechts-
konvention muss um das 
Recht auf Asyl und 
Schutz auf der Flucht 
ergänzt und für jeden 
Mitgliedstaat der EU 
verbindlich geregelt 
werden 
 
Der individuelle Zugang 
zu Asylverfahren und 
Rechtsschutz muss für 
Asylsuchende an den EU-
Außengrenzen sicherge-
stellt werden 
 
Schutzsuchende sollen 
selbst entscheiden kön-
nen, in welchem Land sie 
Asyl beantragen wollen 
 
Fordern verbindliches 
Recht auf Familiennach-
zug – auch für »subsidi-
är« Schutzberechtigte 
und schon während des 
Asylverfahrens 
 

Lehnen das angestreb-
te Gemeinsame Euro-
päische Asylsystem ab 
 
Lehnen Verteilung nach 
Quoten ab 
 
Eine Aufnahme einer 
begrenzten Zahl von 
Menschen aus humani-
tären Gründen in 
Deutschland kann 
künftig allein auf frei-
williger Basis erfolgen, 
wobei über Anzahl und 
Auswahlkriterien der 
Deutsche Bundestag 
entscheiden sollte 
 
Wollen die freiwillige 
Übernahme  
(„Relocation“) von 
Asylbewerbern aus 
Italien und Griechen-
land stoppen 
 
Wollen Asyl so lange 
gewähren, bis eine 
Rückkehr in den Her-
kunftsstaat möglich ist 
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Fortsetzung 
Asyl 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen insbesondere für 
Menschen aus sicheren 
Herkunftsstaaten die Ver-
fahren beschleunigen 
 
Fordern, dass Tunesien, 
Algerien, Marokko und 
Georgien zu sicheren Her-
kunftsstaaten erklärt wer-
den  
 
Setzen sich ein für präven-
tive Flüchtlingsabkomme 
nach dem Vorbild des EU-
Abkommens mit der Türkei 
mit Staaten Afrikas sowie 
des Nahen und Mittleren 
Ostens  
 
Wollen ein Migrations-
monitoring inklusive der 
Reisebewegungen, damit 
Migrationsbewegungen 
und entstehende Brenn-
punkte in einem Früh-
warnsystem sichtbar ge-
macht werden 
 

Wollen das Dublin 
System durch einen 
solidarischen Vertei-
lungsschlüssel erset-
zen. Bis zur Verab-
schiedung der Reform 
müssen einzelne auf-
nahmewillige Staaten 
oder Städte besser 
unterstützt werden 
 
Wollen die Vereinheitli-
chung und Beschleuni-
gung von Asylverfahren 
und gemeinsames 
Handeln bei der Rück-
führung von vollzieh-
bar ausreisepflichtigen 
Asylbewerbern 
 

 Treten dafür ein, dass 
das Europäische Unter-
stützungsbüro für 
Asylfragen (European 
Asylum Support Office 
– EASO) in Malta finan-
ziell und personell 
gestärkt wird 
 
Fordern eine effiziente-
re Ausgestaltung der 
Verfahren und eine 
konsequentere und 
schnellere Rückführung 
in die Herkunftsländer, 
in denen keine Gefahr 
für Leib und Leben 
besteht 
 
Möchten es ermögli-
chen, Asylanträge auch 
bereits im Ausland zu 
stellen 
 
Befürworten die Ein-
richtung humanitärer 
Schutzzonen unter der 
Aufsicht des Hohen 
Flüchtlingskommissars 
der Vereinten Nationen 
(UNHCR) und/oder der 
Europäischen Union 
(EU), im Einvernehmen 
mit den jeweiligen 
Staaten und mit Finan-
zierung der EU 
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Sicherheitspolitik 
 
Kriminalität CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  

Die Grünen 
FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen Ausbau der Aus-
tausch- und Partner-
schaftsprogramme der 
Sicherheitsorgane 
 
Forderung der Erweiterung 
von Europol zum Europäi-
schen FBI, wobei die opera-
tiven polizeilichen Befug-
nisse bei den Mitgliedstaa-
ten verbleiben 
 
Wollen Ausbau der Zu-
sammenarbeit von Justiz 
und Zoll in der EU sowie 
mit Drittländern 
 
Grenzüberschreitende 
Kriminalität muss effektiv 
bekämpft werden 
 
Setzen sich ein für 
kompatible europäische 
und nationale Datensys-
teme der Sicherheitsbe-
hörden 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Für ein Europäisches 
Kriminalamt mit eige-
nen Ermittlungsteams 
und zusätzliche Kom-
petenzen für die Euro-
päische Staatsanwalt-
schaft 
 
Die Zusammenarbeit 
der Polizeibehörden 
der EU-Staaten verbes-
sern 
 
Für eine europäische 
Behörde zur Bekämp-
fung von Geldwäsche 
 
Für eine konsequente 
Präventionsarbeit und 
eine EU-weite Ver-
schärfung des Zugangs 
zu gefährlichen Waffen 

Die europäische Poli-
zeibehörde Europol 
muss zu einem europä-
ischen Kriminalamt 
ausgebaut werden 
 

 Nationale Grenzkon-
trollen erleichtern den 
Kampf gegen Kriminali-
tät 
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Fortsetzung 
Kriminalität 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen, dass Daten über 
potenzielle Gefahren und 
Gefährder von den Sicher-
heitsbehörden in Europa 
intensiv ausgetauscht und 
automatisiert abgerufen 
werden. Die Datentöpfe 
des Fingerabdruckidentifi-
zierunssystems EURODAC, 
des VISA-
Informationssystems, des 
Schengener-
Informationssystems und 
die Daten von INPOL müs-
sen so miteinander ver-
knüpft werden, dass alle 
verfügbaren Informationen 
zu Visa, Migration und 
Sicherheit zusammen von 
den nationalen Behörden 
abgefragt werden können. 
Nationale Behörden müs-
sen darauf zugreifen kön-
nen 
 

     

 
  



27 
 

 

Terror CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Um schlagkräftig gegen 
den grenzüberschreiten-
den Terrorismus zu kämp-
fen sollen die nationalen 
Sicherheitsbehörden in der 
EU besser vernetzt werden 
 
Innerhalb von 2 Jahren soll 
eine Cyber-Brigade aufge-
stellt werden, um Terro-
rismus, Bedrohung kriti-
scher Infrastruktur und 
Desinformation europa-
weit erfolgreich abwehren 
zu können 

Ob Terrorismus, Cyber-
crime oder Einbrüche – 
die Kriminalität endet 
nicht an den nationalen 
Grenzen 
 
Strukturen und der 
gemeinsame Aus-
tausch muss verbessert 
werden 
 
Setzen sich dafür ein, 
dass mehr nationale 
Kompetenzen auf das 
Europäische Zentrum 
für Terrorismusbe-
kämpfung (ECTC) über-
tragen werden 
 
Fordern eine europäi-
sche Strategie für 
Cyber-Sicherheit, die 
die Fragmentierung in 
diesem Bereich verrin-
gert und Sicherheits-
standards verbessert 

Islamistisch und 
rechtsextrem motivier-
ter Terrorismus agiert 
grenzüberschreitend 

Perspektivisch sollen 
die Aufgaben der EU-
Staatsanwaltschaft 
auch um Aufgaben bei 
der Terrorismusbe-
kämpfung erweitert 
werden; allerdings 
müssen dazu vorher 
die entsprechenden 
Straftatbestände euro-
paweit harmonisiert 
werden 
 
Fordern eine europa-
weite Gefährderdatei, 
um eine schnelle Ge-
fahrenabwehr zu er-
möglichen 
 

Terrorismus ist durch die 
politischen, ökonomi-
schen und Militärinter-
ventionen des Westens 
mit verursacht worden 
und kann militärisch 
nicht besiegt werden 

Der radikale Islam stellt 
eine akute Terrorge-
fahr dar und deshalb 
ist die Radikalisierung 
von Muslimen ent-
schlossen zu bekämp-
fen 
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Verteidigungs- 
politik 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Klares Bekenntnis zur 
NATO und zur transatlanti-
schen Partnerschaft bei 
gleichzeitiger Stärkung 
europäischer Kapazitäten 
 
Wollen gemeinsame euro-
päische Streitkräfte bis 
2030 realisieren. Im Rah-
men der Ständigen Struk-
turierten Zusammenarbeit 
soll die Kooperation der 
schon bereits bestehenden 
europäischen Armeever-
bände ausgebaut werden.  
 
Wollen mit Hilfe der Euro-
päischen Rüstungsagentur 
und dem Europäischen 
Verteidigungsfonds ge-
meinsame Rüstungsprojek-
te und Rüstungsbeschaf-
fung fördern 
 
Wollen die Zahl der unter-
schiedlichen Waffensyste-
me reduzieren und die 
Entwicklung gemeinsamer 
militärischer Fähigkeiten 
und neuer Technologien 
vorantreiben 
 

Wollen eine gemein-
same parlamentarisch 
kontrollierte europäi-
sche Armee 
 
Der Ausbau der euro-
päischen Verteidi-
gungsfähigkeiten ist 
eine Voraussetzung für 
die Stärkung europäi-
scher Souveränität und 
die richtige Antwort auf 
das Wiedererstarken 
des Nationalismus 
 

Setzen sich für das 
Prinzip von Mehrheits-
entscheidungen in der 
Außen- und Sicher-
heitspolitik im Europäi-
schen Rat ein 
 
Wollen ähnlich wie die 
Battlegroups im militä-
rischen Bereich auch 
ein ziviles Einsatzteam, 
damit im Krisenfall 
schnell zivile staatliche 
und nicht staatliche 
Experten wie Polizisten, 
Juristen, Mediatoren 
oder Verfassungsex-
perten entsandt wer-
den können 
 
Forderungen aus der 
NATO, die nationalen 
Militärausgaben auf 2% 
des Bruttoinlandspro-
dukts zu steigern, lehnt 
die Partei ab 
 
Die Partei steht zu 
einer Kultur der militä-
rischen Zurückhaltung 
und für das Primat des 
Zivilen 
 
Für eine europäische 
Sicherheitsunion, die 
parlamentarisch kon-
trolliert wird 
 

Wollen die EU in au-
ßen- und sicherheits-
politischen Fragen 
entscheidungs- und 
handlungsfähiger 
machen und setzen 
sich für eine echte 
Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik 
(GASP) in Europa ein 
 
Wollen den Aufbau 
einer europäischen 
Armee unter gemein-
samem Oberbefehl 
und unter parlamenta-
rischer Kontrolle zur 
eigenverantwortlichen 
Gewährleistung der 
Sicherheit in und für 
Europa 
 
Streben, ausgehend 
von einer gemeinsa-
men Strategieentwick-
lung, gemeinsamen 
Strukturen und einer 
gemeinsamen Streit-
kräfteplanung, schritt-
weise eine engere 
Verzahnung und den 
Ausbau gemeinsamer 
Fähigkeiten der Streit-
kräfte der integrati-
onswilligen Mitglieds-
länder an 
 

Fordern eine Auflösung 
der EU Battlegroups, der 
Europäischen Verteidi-
gungsagentur, von PE-
SCO, den geplanten 
Rüstungs- haushalten 
EVF, EFF und die Abrüs-
tung aller Streitkräfte 
 
Wollen alle Rüstungsex-
porte stoppen und alle 
EU Förderprogramme in 
diesem Bereich streichen 
 

Lehnen eine europäi-
sche Armee ab, da 
Verteidigung Aufgabe 
der NATO ist 
 
Lehnen PESCO, EU 
Battlegroups und den 
EVF strikt ab 
 
Fordern, das 2%-Ziel 
der NATO zu erreichen  
 
Wollen die Wehrpflicht 
wieder einführen 
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Fortsetzung  
Verteidigungspol. 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen Schritt für Schritt 
eine gemeinsame Sicher-
heitskultur sowie gemein-
same europäische Rüs-
tungsexportrichtlinien 
entwickeln 
 
Fordern eigene militärische 
Fähigkeiten, um selbst 
schnell und zielgerichtet 
auf Bedrohungslagen in 
der näheren Umgebung 
reagieren zu können 
 
Wollen mit europäischen 
Partnern, die dazu willens 
und fähig sind, eine Euro-
päische Eingreiftruppe 
aufbauen 
 
Wollen schlagkräftige 
Cyber- Brigade aufbauen, 
um Cyberattacken, Terro-
rismus, Bedrohung kriti-
scher Infrastruktur und 
Desinformation europa-
weit erfolgreich abwehren 
und selbst offensive Fähig-
keiten entwickeln zu kön-
nen 
 

 Für nachhaltige Frie-
denspolitik statt Waf-
fenlieferungen an 
Diktatoren und in 
Kriegs- und Krisenge-
biete 

Unterstützen die Euro-
päische Verteidigungs-
union und begrüßen 
den wegweisenden 
Beschluss von 25 Mit-
gliedstaaten der Euro-
päischen Union (EU), 
die Ständige Struktu-
rierte Zusammenarbeit 
(Pesco) in der Verteidi-
gungspolitik zu etablie-
ren 
 
Fordern die Stärkung 
der Europäischen 
Verteidigungsagentur 
(EDA) gemeinsam mit 
dem EU-Militärstab 
(EUMS) 
 
Fordern, dass Deutsch-
land im Sinne eines 
vernetzten Ansatzes 
langfristig 3 % seines 
BIP in internationale 
Sicherheit (3D – de-
fence, development 
and diplomacy) inves-
tiert und damit auch 
seine in der NATO 
eingegangenen Ver-
pflichtungen erfüllt 
Unterstützen die EU, 
das Atomabkommen 
gemeinsam mit Russ-
land und China am 
Leben zu erhalten 
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Grenzschutz CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Fordern, FRONTEX zu einer 
operativen Grenzpolizei an 
der europäischen Außen-
grenze auszubauen 
 
Deutsche Polizisten sollen 
sich an der europäischen 
Grenzpolizei beteiligen. 
FRONTEX soll auf mindes-
tens 10.000 zusätzliche 
Grenzschützer mit direkten 
Eingriffsrechten anwachsen 
 
FRONTEX soll dabei die 
klaren Vorschriften zur 
Grenzkontrolle und den 
Einreisebestimmungen an 
den europäischen Außen-
grenzen in Zusammenar-
beit mit den Nationalstaa-
ten durchsetzen 
 
Fordern, dass die EU das 
Ein- und Ausreiseregister 
(EES) sowie das in der 
Entstehung befindliche 
Europäische Reisegeneh-
migungssystem, ETIAS, 
schnellstmöglich in Betrieb 
gehen 
 
Temporäre Binnengrenz-
kontrollen sind notwendig, 
solange der EU-
Außengrenzschutz nicht in 
vollem Umfang gewährleis-
tet ist 
 

Wollen keine Grenz-
kontrollen innerhalb 
der EU 
 
Die Grenzkontrollen 
innerhalb der EU 
sollen an den Binnen-
grenzen des Schen-
gen-Raumes 
schnellstmöglich ein-
gestellt werden 
 
Wollen den Schutz der 
europäischen Außen-
grenzen vor illegaler 
Zuwanderung und 
konsequente Bekämp-
fung von Schlepper-
banden und von Men-
schenhandel zum 
Zweck der sexuellen 
und Arbeitsausbeu-
tung, um vor allem 
Kinder und Frauen zu 
schützen 

Wollen ein europäi-
sches Grenzkontrollre-
gime, das auf dem 
gemeinsamen Schutz 
der Menschenrechte 
basiert und das Ver-
trauen in das Schen-
gen-System stärkt, und 
keine einseitige Aufrüs-
tung von Frontex 
 

Frontex muss endlich 
zu einer echten euro-
päischen Grenz-
schutzbehörde mit 
eigenen Handlungsbe-
fugnissen und Perso-
nal ausgebaut werden 
 
Offene Binnengrenzen 
sind als wesentliches 
Element zur Sicherung 
der Freizügigkeit ein 
zentraler Grundpfeiler 
der Europäischen 
Union 
 
Die Mitgliedstaaten 
müssen sich auf einen 
wirksamen europäi-
schen Grenzschutz 
nach einheitlichen 
Maßstäben verlassen 
können 
 
Frontex soll von der 
jetzigen zwischen-
staatlichen Struktur zu 
einer echten europäi-
schen Grenzschutzbe-
hörde mit eigenen 
Handlungsbefugnissen 
und Personal ausge-
baut werden 
 
 
 

Wollen die Auflösung von 
Frontex und stattdessen 
ein ziviles europäisches 
Seenot Rettungspro-
gramm 
 
 
 

Für die Sicherung der 
Außengrenzen sind in 
erster Linie die be-
troffenen Staaten der 
EU national selbst 
zuständig 
 
Falls ein Mitgliedsstaat 
hierzu dauerhaft nicht 
allein in der Lage ist, ist 
dieser als letzte Maß-
nahme temporär oder 
dauerhaft aus dem 
Schengen-Raum auszu-
schließen 
 
Wollen neben EU-
Außengrenzkontrollen 
auch nationale Grenz-
kontrollen 
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Fortsetzung 
Grenzschutz 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Setzen sich ein für eine 
intelligente Überwachung 
an den Binnengrenzen ein, 
u.a. durch eine Ausweitung 
des 30-km- Grenzraums, 
um anlassbezogene Kon-
trollen zu ermöglichen 
 

  Die Agentur soll der 
EU-Grundrechtecharta 
verpflichtet und dem 
Europäischen Parla-
ment gegenüber re-
chenschaftspflichtig 
sein und regelmäßig 
Bericht erstatten 
 
Wollen einen weiteren 
Stellenaufbau bei 
Frontex 
 
Vorübergehende 
Grenzkontrollen, die 
auf Fälle akuten Hand-
lungszwangs be-
schränkt bleiben müs-
sen, dürfen nicht zu 
einer Aushebelung des 
Schengener Abkom-
mens führen 
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Außenpolitik 
 
Transatlantische 
Beziehungen 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Die EU steht für freiheitli-
che Demokratie, Soziale 
Marktwirtschaft und eine 
offene Gesellschaft. Die 
Europäer sind weiterhin 
am stärksten mit Nord-
amerika über diese ge-
meinsamen Werte und 
Interessen verbunden 
 
Wollen die transatlantische 
Freundschaft neu beleben 
und wieder intensivieren. 
Europa muss in Zukunft 
einen stärkeren Beitrag in 
dieser Partnerschaft leisten 
 
Wollen neuen Anlauf für 
ein Handelsabkommen mit 
den USA 
 
In der Verteidigungspolitik 
gibt es ein klares Bekennt-
nis zur NATO und den USA 
bei gleichzeitiger Stärkung 
des eigenen europäischen 
Profils 

 Die transatlantische 
Partnerschaft ist ein 
zentraler Bezugspunkt 
europäischer Außen- 
und Sicherheitspolitik. 
Die USA sind mehr als 
ihr derzeitiger Präsi-
dent. Eine enge Zu-
sammenarbeit mit den 
amerikanischen Part-
nern und Netzwerken 
progressiver Kräfte, die 
eine soziale, ökologi-
sche, friedliche und 
menschenrechtsbasier-
te Politik verfolgen, 
bleiben wesentlicher 
Pfeiler der Politik der 
Grünen 
 
Die Europäische Union 
sollte viel stärker auf 
eine Zusammenarbeit 
mit den US-
Bundesstaaten sowie 
zivilgesellschaftlichen 
Akteur*innen, vor 
allem in den Bereichen 
Ökologie, Bildung, 
Energie, Klimaschutz 
sowie Digitalisierung, 
setzen 

Angesichts eines aktu-
ell zunehmend unbere-
chenbaren amerikani-
schen Präsidenten 
muss der transatlanti-
sche Dialog breiter und 
tiefer aufgestellt wer-
den 
 
Dazu gehören neben 
zivilgesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen 
Kontakten auch regel-
mäßige Parlaments- 
und Regierungs-
konsultationen mit den 
USA auf Ministerebene, 
wie sie schon mit 
Frankreich, Polen oder 
China bestehen 
 

 Gute Beziehungen zu 
den USA sind für Euro-
pa und Deutschland 
von wesentlicher Be-
deutung 
 
Der Wandel der US-
Außenpolitik zwingt 
Deutschland und die 
anderen europäischen 
Staaten ihre Interessen 
eigenständig zu formu-
lieren und eröffnet eine 
Chance, diese auch 
wahrzunehmen 
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Beziehungen zu 
Russland 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Setzen sich ein für die 
Verlängerung der Russ-
land-Sanktionen ein, bis die 
Minsker Vereinbarungen 
vollständig umgesetzt sind 
 
In Bereichen gemeinsamer 
Interessen, beispielsweise 
bei der Abrüstung, der 
Nichtverbreitung von Nuk-
learwaffen oder bei der 
Bekämpfung des Klima-
wandels, ist die Zusam-
menarbeit mit Russland 
bedeutsam. Auch bei un-
terschiedlich gelagerten 
Interessen und Konflikten 
ist der Dialog ein wichtiges 
Instrument 
 

 Es darf keine Abstriche 
in dem Eintreten für 
Demokratie und Men-
schenrechte und die 
Einhaltung des Völker-
rechts geben. Die un-
eingeschränkte Gültig-
keit der Schlussakte 
von Helsinki, die Charta 
von Paris sowie die 
Prinzipien der OSZE 
leiten die Politik der 
Grünen gegenüber 
Russland 
 
Gegen jede Verletzung 
der Grund- und Men-
schenrechte von Akti-
vist*innen, Journa-
list*innen, Oppositio-
nellen und Minderhei-
ten.  
Unterstützen das zivil-
gesellschaftliche Enga-
gement in Russland 

Wollen ein unverzügli-
ches Ende der Gewalt 
in der Ostukraine und 
der völkerrechtswidri-
gen Annexion der Krim 
sowie den Wiederauf-
bau von Vertrauen mit 
Russland 
 
Wollen Gesprächskanä-
le, insbesondere zur 
Zivilgesellschaft, offen 
halten  
 
Die russische Regie-
rung muss zu Rechts-
staatlichkeit und der 
Einhaltung der Bürger-
rechte und des Völker-
rechts zurückkehren 
 

Die angebliche Bedro-
hung durch Russland ist 
nur ein Vorwand für die 
Aufrüstungsprogramme 
von NATO und EU 

Nur unter Einbeziehung 
Russlands ist eine stabi-
le Friedensordnung in 
Europa denkbar 
 
Wollen Aufhebung der 
Sanktionen und Norma-
lisierung des Verhältnis-
ses 
 
Befürworten eine ver-
stärkte Zusammenarbeit 
mit der  Eurasischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 
und unterstützen das 
Projekt Nord Stream 2 
unter Berücksichtigung 
der Versorgungssicher-
heit der mittelosteuro-
päischen 
Länder. Dadurch wird 
die Gasversorgung in 
Deutschland und der 
europäischen Partner 
auf eine breitere Basis 
gestellt 
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Beziehungen zur 
Türkei 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Ablehnung der EU-
Vollmitgliedschaft der 
Türkei 
 
Wollen eine enge Partner-
schaft vereinbaren 
 

Trotz der aktuellen 
Schwierigkeiten sind 
und bleiben die Bezie-
hung zwischen der 
Türkei und Europa 
sowie Deutschland von 
großer Bedeutung - 
auch vor dem Hinter-
grund der vielen Men-
schen mit türkischen 
Wurzeln in Deutsch-
land und Europa 
 

Über eine Ausweitung 
der Zollunion kann erst 
verhandelt werden, 
wenn die Türkei eine 
Kehrtwende zurück zu 
Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit 
vollzieht 
 
Alle Rüstungsexporte 
europäischer Mitglied-
staaten gehören been-
det, ebenso wie die 
Beteiligung europäi-
scher Unternehmen an 
Rüstungskonsortien in 
der Türkei 
 
Wollen das Flüchtlings-
abkommen mit der 
Türkei beenden 
 
Eine mögliche Wieder-
aufnahme der Ver-
handlungen mit der 
Türkei muss an stren-
ge, messbare Bedin-
gungen geknüpft sein. 
Ein formaler Abbruch 
der Beitrittsgespräche 
wäre jedoch falsch 
 

Wollen die Beitrittsge-
spräche der EU mit der 
Türkei in der bisherigen 
Form beenden und die 
Beziehungen mit der 
Türkei auf eine neue 
Grundlage enger si-
cherheitspolitischer, 
kultureller, wissen-
schaftlicher und wirt-
schaftlicher Zusam-
menarbeit stellen 

 Fordern den sofortigen 
Abbruch der Beitritts-
verhandlungen der EU 
mit der Türkei und die 
Einstellung der finanzi-
ellen Heranführungs-
hilfen 
 
Lehnen Visaerleichte-
rungen oder Visafrei-
heit für türkische 
Staatsbürger ab 
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Brexit CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Setzten sich dafür ein, dass 
die Tür Großbritanniens 
zur Europäischen Union 
offen bleibt. Auch zukünftig 
weitere enge und vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit  
mit Großbritannien 
 
Ablehnung von „Rosinenpi-
cken“ 
 
Wollen im Rahmen der 
künftigen Handels- und 
Wirtschaftsbeziehungen 
eine möglichst enge An-
bindung beiderseitiger 
Märkte, ohne die Funkti-
onsfähigkeit des EU-
Binnenmarktes zu gefähr-
den. Großbritannien soll 
weiter Teil der einzigartigen 
Wertegemeinschaft der EU 
bleiben 
 

Wollen ein Europa, in 
dem die Beziehungen 
zwischen der EU und 
Großbritannien auch 
nach dem absehbaren 
Brexit eng und part-
nerschaftlich sind 
 
Großbritannien verlässt 
zwar die EU, bleibt aber 
ein wichtiges und star-
kes Land in und für 
Europa 

Setzen sich dafür ein, 
dass die in der EU 
lebenden Briten und 
die in Großbritannien 
lebenden EU-Bürgern 
Rechtssicherheit haben 
 
Die Wahrung der vier 
EU-Grundfreiheiten 
müssen im Mittelpunkt 
stehen 
 
Einen uneingeschränk-
ten Zugang zum Bin-
nenmarkt kann es 
ohne Personenfreizü-
gigkeit und Anerken-
nung des EU-Rechts 
nicht geben 
 
Gegen Austritt mit 
Sonderstatus  
Die britische Regierung 
muss gewährleisten, 
dass eine harte Grenze 
auf der irischen Insel 
vermieden wird 
 
Die außenpolitische 
Zusammenarbeit mit 
Großbritannien soll 
nach dem Austritt im 
Rahmen internationa-
ler Organisationen 
(NATO, OSZE, Europa-
rat) gestärkt werden 
 

Wollen auch nach dem 
Brexit eine enge Wirt-
schaftspartnerschaft 
mit Großbritannien  
 
Wollen, dass das Verei-
nigte Königreich und 
die Europäische Union 
auch nach dem Brexit 
in Fragen von Sicher-
heit, Strafverfolgung 
und Justiz eng zusam-
menarbeiten 
 
 

 Respektieren den 
Brexit als souveräne 
Entscheidung der briti-
schen Bürger zum 
Verlassen der EU 
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Erweiterung CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Bekräftigung des Grund-
satzes: Vertiefung vor 
Erweiterung 
 
Aufnahme neuer Mitglie-
der darf nicht zur Schwä-
chung des inneren Zu-
sammenhalts der EU füh-
ren 
 
Ablehnung der Aufnahme 
weiterer Länder in den 
nächsten fünf Jahren 
 
Beitrittskandidaten können 
erst der EU beitreten, wenn 
sie die politischen und 
wirtschaftlichen Bei-
trittskriterien vollständig 
und auf Dauer erfüllen 
können 
 
Bekräftigung der Bindung 
der Staaten des Westbal-
kans an die Europäische 
Union 
 

Die EU-
Erweiterungspolitik 
bleibt wichtig, um 
Frieden, Stabilität und 
Zusammenarbeit zu 
fördern 
 
Halten an der Beitritts-
perspektive für die 
Länder des westlichen 
Balkans fest  

Setzen sich dafür ein, 
dass der Rat im Juni 
2019 sein Versprechen 
auch in die Realität 
umsetzen wird, damit 
Albanien und Mazedo-
nien einen wichtigen 
Schritt im langjährigen 
EU-Beitrittsprozess 
vorankommen  
 
In jedem einzelnen Fall 
müssen die Beitrittsvo-
raussetzungen der 
Kopenhagener Krite-
rien erreicht werden 
müssen 
 
 

Wollen den Weg der 
Erweiterung der (EU) 
auf die Länder des 
westlichen Balkans 
verantwortungsvoll 
und realistisch weiter-
gehen 
 
Voraussetzung ist, dass 
die Beitrittskandidaten 
die Kopenhagener 
Kriterien vollständig, 
nachhaltig und ohne 
Rabatte erfüllen 
 
Einen Beitrittsautoma-
tismus oder Gruppen-
lösungen wie 2004 
oder 2007 darf es nicht 
geben 

 Lehnen einen Beitritt 
der Türkei ab 
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Entwicklungs-
zusammenarbeit 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Bekräftigen eine Entwick-
lungszusammenarbeit auf 
Augenhöhe 
 
Wollen eine Entwicklungs-
zusammenarbeit als Be-
standteil vernetzter Au-
ßenpolitik 
 
Bekräftigung des  Mar-
shallplans mit Afrika 
 
Wollen in eine nachhaltige 
Entwicklungspolitik im 
Sinne der Agenda 2030 
investieren und Chancen 
für Aufschwung und Ar-
beitsplätze durch private 
Investitionen und faire 
Handelsabkommen schaf-
fen 
 
Bekräftigung des Engage-
ments im Friedensprozess 
in Syrien, Irak und Afgha-
nistan. Unterstützung 
Nachbarstaaten Syriens bei 
der Bewältigung der Flücht-
lingsströme 
 

Die Entwicklungszu-
sammenarbeit hat die 
Befähigung zu stabiler 
Staatlichkeit sowie 
eigenständiger sozialer, 
nachhaltiger und wirt-
schaftlicher Leistungs-
fähigkeit zum Ziel. Eine 
Zweckentfremdung der 
Mittel, etwa um aus-
schließlich auf Migrati-
onsbewegungen Ein-
fluss zu nehmen, wird 
genauso abgelehnt, wie 
das Einsetzen von 
Entwicklungsgeldern 
für militärische Zwecke 
 
Stehen zum Ziel, min-
destens 0,7% des  
Bruttonationalein-
kommens für öffentli-
che Entwicklungszu-
sammenarbeit aufzu-
bringen 
 

Für eine Erhöhung der 
Entwicklungsfinanzie-
rung. Das eigenständi-
ge Budget für die Ent-
wicklungszusammen-
arbeit auflösen und 
einem allgemeinen 
Instrument für Außen-
politik unterordnen 
 
Die Kapitalflucht und 
Steuervermeidung aus 
Entwicklungs- und 
Schwellenländern 
bekämpfen 
 
Für eine Stärkung und 
bessere finanzielle 
Ausstattung der euro-
päischen Organisation 
für humanitäre Hilfe 
ECHO 
 

Setzen sich für eine 
innerhalb Deutsch-
lands, der EU und mit 
den Mitgliedstaaten 
abgestimmte Entwick-
lungszusammenarbeit 
im Sinne der UN-
Nachhaltigkeitsziele 
(SDGs) ein, bei der die 
Instrumente der Ent-
wicklungs-, Außen-, 
Sicherheits-, Handels- 
und Wirtschaftspolitik 
nahtlos aufeinander 
abgestimmt sind 
 
Wollen eine Entwick-
lungszusammenarbeit, 
die auf die Qualität der 
eingesetzten Mittel 
setzt statt allein auf 
deren Quantität 
 
Legen Wert auf eine 
bessere Differenzie-
rung bei der Auswahl 
der Partnerländer 
 
Wollen eine weitge-
hende Bündelung 
nationaler europäi-
scher Entwicklungs-
fonds in einem ein 
einheitlichen Finanzie-
rungsinstrument  

Wollen keine Verknüp-
fung von Entwicklungshil-
fe und Maßnahmen zur 
Migrationskontrolle 
 
Wollen eine Neuausrich-
tung der Entwicklungszu-
sammenarbeit als In-
strument globaler Um-
verteilung im Sinne sozia-
ler Gerechtigkeit 
 

Rückführung der Ent-
wicklungspolitik auf die 
nationale Ebene 
 
Entwicklungszusam-
menarbeit als Hilfe zur 
Selbsthilfe 
 
China, Indien und 
Pakistan aber auch 
Staaten, die selbst 
Entwicklungshilfe ge-
währen, sollen keine, 
Entwicklungshilfe er-
halten 
 
Wollen, dass die EU 
ihre Märkte für Güter 
und Dienstleistungen 
der Entwicklungsländer 
öffnet und die Ausfuhr 
von subventionierten 
Produkten in die Ent-
wicklungsländer been-
den 
 
Wollen strikte Verwen-
dungskontrolle und 
einer regelmäßige 
unabhängige Evaluie-
rung der Ergebnisse 
 
Humanitäre Hilfe sollte 
Aufgabe der Kirchen 
und Wohltätigkeitsor-
ganisationen sein 
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Arbeit und Soziales 
 
Bildung CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  

Die Grünen 
FDP DIE LINKE AfD 

 Das Erlernen von Fremd-
sprachen soll einen noch 
größeren Stellenwert in der 
Schule, im Beruf und in der 
Gesellschaft erhalten 
 
Wollen die praktische 
Umsetzung des europäi-
schen Bildungsraumes und 
die europaweite Anerken-
nung von Bildungsab-
schlüssen 
 
Fordern die deutliche 
Erhöhung der Mittel für 
das neue Programm Eras-
mus+, um die Mobilität von 
Schülern, Auszubildenden 
und Studierenden zu för-
dern 
 
Unterstützung der Bildung 
Europäischer Hochschul-
netzwerke, da diese das 
Zusammengehörigkeitsge-
fühl der  Jugend stärkt und 
die Wettbewerbsfähigkeit 
Europas verbessert 
 
Wollen exzellente europäi-
sche Universitäten gezielt 
fördern 
 
 
 

Wollen die duale Aus-
bildung auch in Europa 
stärken. Dafür ist eine 
Verständigung über 
Mindeststandards für 
eine moderne Berufs-
ausbildung notwendig. 
Diese beinhalten u.a. 
die Ausbildungsdauer 
für das Erlernen eines 
Berufes, die Art und 
Weise der Kooperation 
unterschiedlicher 
Lernorte, wie Betrieb 
und Berufsschule, und 
einen abgesicherten 
rechtlichen Status der 
Auszubildenden 
 
Wollen, dass Bildungs-
abschlüsse und weitere 
nachweisbare Qualifi-
kationen in allen Mit-
gliedsstaaten selbst-
verständlich und unbü-
rokratisch gegenseitig 
formal anerkannt 
werden. Ziel ist eine 
standardmäßige auto-
matische Anerkennung 
von Qualifikationen 
 
 

Wollen 1 Million Plätze 
im europäischen Frei-
willigendienst schaffen 
und über Erasmus+ 
hinaus zusätzliche 
europäische Mittel zur 
Finanzierung einsetzen 
 
Wollen breit zugängli-
che, einfache und 
pauschalierte Antrags- 
und Förderverfahren 
für Schulen und einen 
rechtlichen Rahmen für 
Schüleraustauschpro-
gramme anbieten 
 
Wollen Europäische 
Universitäten fördern. 
Die Partei strebt ein 
EU-Austausch-
programm an, in dem 
Berufstätige ihren 
erlernten Beruf für eine 
Weile in einem anderen 
Mitgliedsstaat ausüben 
können 
 
 

Fordern die Einführung 
einer neuen Grundfrei-
heit – der Bildungsfrei-
zügigkeit 
 
Fordern, dass jeder 
Mensch in Europa 
mindestens zwei 
Fremdsprachen spre-
chen kann 
 
Unterstützen ein ge-
meinsames europäi-
sches Geschichtsbuch 
unter Berücksichtigung 
der kulturellen und 
historischen Beson-
derheiten und Gemein-
samkeiten der Mit-
gliedsländer 
Setzen sich für die 
Ausweitung des Eras-
mus+-Programms auf 
allen Ebenen von Bil-
dung und Ausbildung 
ein 
 
 
 

Gegen Privatisierungen 
im Bildungsbereich  
 
Wollen Zugangs- und 
Zulassungsbeschränkun-
gen zu Hochschulen 
abschaffen 

Wollen eine höhere 
Grundfinanzierung von 
Hochschulen 
 
Wollen Hochschulen 
Aufnahmeprüfungen 
erlauben 
 
Wollen Diplom- Magis-
terstudiengänge wie-
der einführen 
 
Wiedereinführung der 
Meisterpflicht für Beru-
fe, in denen diese 
abgeschafft wurde 
 
Das System der dualen 
Ausbildung soll weiter 
gestärkt werden und in 
der EU als Vorbild 
dienen 
 
Wollen den Erhalt der 
Förder- und Sonder-
schulen 
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Fortsetzung 
Bildung 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen unter der Jugend 
das Unternehmertum und 
den unternehmermischen 
Geist voranbringen. Hierzu 
leistet insbesondere das 
duale Bildungssystem 
einen wichtigen Beitrag 
 
Wollen das lebensbeglei-
tende Lernen, die Weiter-
bildung und die berufliche 
Fortbildung  auf europäi-
scher Ebene fördern 
 

Wollen einen einheitli-
chen europäischen 
Studienausweis 
 
Wollen die Finanzmittel 
des erfolgreichen Pro-
gramms Erasmus+ in 
der nächsten Förder-
periode verdreifachen 
und das Programm 
stärker bewerben und 
es vor allem auch für 
Azubis, Menschen in 
Ausbildung und sozial 
benachteiligte junge 
Menschen öffnen 
 
Wollen die Bologna-
Konferenz zu einer 
Europäischen Hoch-
schulkonferenz weiter-
entwickeln 
 

Fordern den Aufbau 
einer europäischen 
Zentrale für politische 
Bildung und unterstüt-
zen Vorhaben, die den 
institutionalisierten 
Aufbau einer unabhän-
gigen und wissen-
schaftsorientierten 
Institution auf europäi-
scher Ebene zum Ziel 
haben 
 

Die Nationale Agentur 
Bildung für Europa des 
Bundesinstituts für 
Berufsbildung (BiBB) 
soll analog zum Deut-
schen Akademischen 
Austauschdienst 
(DAAD) zu einer leis-
tungsstarken Aus-
tauschagentur für die 
berufliche Bildung 
ausgebaut werden 
 
Setzen sich für euro-
paweit angeglichene 
Semesterzeiten und 
eine umfangreichere 
gegenseitige Anerken-
nung von Studienmo-
dulen und -
abschlüssen ein, damit 
ein Auslandssemester 
die Studienzeit junger 
Menschen nicht 
zwangsläufig verlängert 
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Forschung CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen eine Innovati-
onsunion, die führend ist 
bei den Schlüsseltechnolo-
gien der Zukunft, und die 
Wettbewerbsfähigkeit und 
Wohlstand sichert. Sie soll 
Innovationen in Bereichen 
wie Klimaschutz, Medizin, 
Mobilität und Landwirt-
schaft entwickeln, die den 
Menschen dienen 
 
Wollen neue Technologien 
und Daten nutzen, um 
durch Spitzenforschung 
beispielsweise bei der 
Bekämpfung von Krebs 
und Alzheimer voranzuge-
hen 
 
Ausreichende finanzielle 
Ausstattung von „Horizont 
Europa“, dem nächsten 
Leit- und Rahmenpro-
gramm der EU für For-
schung und Entwicklung 
 
Fordern Weiterentwicklung 
des Programms in ein 
Innovationsbudget mit 
dem Label „Future made in 
Europe“ 
 
Wollen im europäischen 
Forschungsraum exzellente 
Forschungseinrichtungen 
stärker vernetzen 
 

Wollen die Einrichtung 
eines Europäischen 
Innovationsrates (EIC) 
zur Förderung bahn-
brechender (disrupti-
ver) Ideen und Konzep-
te. Dabei muss die 
europäische Innovati-
onsförderung den 
sozialen sowie den 
gesamtgesellschaftli-
chen Einfluss neuer 
Produkte, Dienstleis-
tungen und Erkennt-
nisse berücksichtigen 
 
Wollen, dass alle EU-
Mitgliedstaaten das Ziel 
erreichen, bis 2025 3% 
des Bruttoinlandspro-
duktes für Forschung 
und Entwicklung zu 
investieren. Dazu sol-
len die Mitgliedstaaten 
auf europäischer Ebe-
ne zusammen mit der 
Europäischen Union zu 
verbindlichen Verabre-
dungen kommen 
 
Ziel ist es, alleine in 
Deutschland bis 2025 
einen Anteil von 3,5% 
am BIP zu erreichen 
 
 

Für ein neues For-
schungsprogramm, das 
angewandte und 
Grundlagenforschung 
gleichermaßen in den 
Blick nimmt 
 
Wissenschaftler, die 
wegen ihrer Tätigkeit 
verfolgt werden und ihr 
Land verlassen müs-
sen, können in der EU 
Schutz finden und ihre 
Forschung frei fortfüh-
ren 
 

Wollen die Forschung 
und Entwicklung för-
dern und auch die 
Rahmenbedingungen 
für Start-ups und junge 
Unternehmen deutlich 
verbessern 
 
Treibende Kraft der 
Innovation ist die offe-
ne Grundlagenfor-
schung, zu deren prak-
tischer Umsetzung die 
partnerschaftliche 
Zusammenarbeit der 
Hochschulen mit der 
Wirtschaft erforderlich 
ist 
 
Die EU soll den Ausbau 
grenzüberschreitender 
Hochschulnetzwerke 
vorantreiben 
 
Streben auch punktuell 
die Gründung neuer 
Hochschulen in Träger-
schaft der EU an 
 
Wollen die existieren-
den exzellenten For-
schungszentren in der  
EU stärker vernetzen 
 
 
 

 Stehen für einen ent-
politisierten und ideo-
logiefreien For-
schungsbetrieb und 
fordern dessen strikte 
politische und weltan-
schauliche Neutralität 
 
Befürworten die beste-
hende Freizügigkeit für 
Forscher und den 
freien Austausch wis-
senschaftlicher Er-
kenntnisse und Tech-
nologien in Europa und 
darüber hinaus 
 
Wollen eine Entflech-
tung der Aufgaben 
Forschungsförderung, 
Wirtschaftsförderung 
und Regionalentwick-
lung, eine Rückführung 
der Budgets in nationa-
le Verantwortung und 
an den nationalen 
Gegebenheiten ausge-
richtete Forschungs-
strategien, um eine 
effektive Verwendung 
der Mittel im Sinne 
ihrer Bürger zu errei-
chen 
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Fortsetzung 
Forschung 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

  Wollen die Europäi-
schen Forschungsrah-
menprogramme stär-
ken 
 
Wollen mehr Grundla-
genforschung im Be-
reich der geistes- und 
sozialwissenschaftli-
chen Forschung 
 

 Setzen sich für die 
Freiheit der Forschung 
ein und fordern dem-
entsprechend, dass bei 
der EU-
Forschungsförderung 
nicht politische Interes-
sen die Schwerpunkte 
vorgeben 
 
Die EU soll die bilatera-
le und multilaterale 
Zusammenarbeit der 
Forschungszentren 
verstärkt unterstützen 
 
Fordern ein klares 
Bekenntnis der europä-
ischen Forschungsför-
derprogramme zur 
ergebnisoffenen 
Grundlagenforschung 
 
Wollen, dass „Horizont 
Europa" bedarfsge-
recht finanziert wird 
 

 Bi- und multilaterale 
Forschungsprojekte 
zwischen einzelnen 
Staaten, wie sie bei 
CERN, ITER oder Wen-
delstein 7X erfolgreich 
exerziert werden, sol-
len Leitbildcharakter 
für andere Großprojek-
te haben 
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Jugend CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen Austauschpro-
gramme ausbauen 
 
Das Interrail-Ticket im 
Rahmen des „DiscoverEU“-
Programms soll es künftig 
für jeden 18-Jährigen 
kostenlos geben 
 
Über das Europäische 
Solidaritätskorps kriegen 
junge Menschen Möglich-
keiten, an Freiwilligen- 
oder Beschäftigungspro-
jekten in ihrem eigenen 
Land oder im Ausland 
teilzunehmen 
 

In grenzüberschreitend 
tätigen Unternehmen 
sollen Beschäftigte 
unter 18 Jahren und 
Azubis besser ihre 
Rechte auf Information 
und Anhörung durch 
die Unternehmenslei-
tung wahrnehmen 
können 
 
Wollen das Europäische 
Solidaritätskorps als 
Nachfolgeprogramm 
des Europäischen 
Freiwilligendienstes 
stärken  
 
Für einen besseren 
Austausch zwischen 
jungen Menschen 
müssen das Bildungs- 
und Jugendförderpro-
gramm Erasmus+ und 
der Europäische Solida-
ritätskorps (früher 
europäischer Freiwilli-
gendienst) bedarfsge-
recht ausgestattet sein 
und strukturell ausge-
baut werden 
Wollen ein Sofortpro-
gramm, das jeder und 
jedem unter 25 Jahren 
einen Ausbildungsplatz 
garantiert 
 
 

Wollen die zielgerichte-
te Implementierung 
des #discoverEU-
Projekts ermöglichen 
 
Wollen Jugend-
initiativen und Jugend-
verbände  
unterstützen 
 
Treten ein für die 
Entwicklung eines 
kostenlosen digitalen 
Sprachenzentrums 
 
Sprechen sich aus für 
die Einrichtung eines 
Europäischen Jugend-
parlaments zur besse-
ren Partizipation jun-
ger Menschen 
 

Werden die guten 
Erfahrungen des 
Deutsch-Französischen 
Jugendwerks auf die 
europäische Ebene 
übertragen und ein 
Europäisches Jugend-
werk einrichten 
 
Fordern bis zu einer 
bestimmten Alters-
grenze Free Interrail 
 
Wollen den Europäi-
schen Freiwilligen-
dienst (EFD) ausbauen 
 
Alle Schüler/innen in 
der EU sollen – unab-
hängig von den finan-
ziellen Verhältnissen – 
die Möglichkeit be-
kommen, mindestens 
sechs Monate ihrer 
Schulzeit in einem 
anderen Mitgliedstaat 
zu verbringen 
 
Abschlüsse an der 
Sekundarschule des 
einen Landes sollen in 
anderen Ländern an-
erkannt werden 
 

Eine wirksame Jugend-
förderung und ein gut 
ausgebauter Bildungsbe-
reich zur Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosig-
keit müssen Vorrang 
haben 
 
Fordern eine neue euro-
päische Jugendinitiative 
und eine Verbesserung 
der Jugendgarantie 
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Kultur CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen europäische Medi-
enangebote fokussiert 
weiter entwickeln 
 
Fordern europäische Digi-
talplattformen, durch 
bspw. Vernetzung der 
Medienplattformen der 
öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten mit 
ihren europäischen Part-
nern 
 
Wollen die Plattformen 
einfacher zugänglich ma-
chen, damit alle in Europa 
den kulturellen Reichtum 
und die regionale wie 
nationale kulturelle Vielfalt 
noch besser erleben kön-
nen 
 
Bei der nationalen Umset-
zung der EU-
Urheberrechtsrichtlinie 
sollen Meinungsvielfalt, 
Urheberschutz und 
Rechtssicherheit zusam-
mengebracht werden. Es 
wird sichergestellt, dass es 
nicht zu Upload-Filtern 
kommt. Bekräftigung des 
Grundsatzes: Bezahlen 
statt Blocken 
 

Wollen vor allem für 
sozial benachteiligte 
Jugendliche mit einem 
Gutschein-System den 
Zugang zu Kulturein-
richtungen erleichtern 
 
Wollen auch über 
Kultur, Bildung und den 
Austausch zwischen 
unseren Gesellschaften 
erreichen, dass die 
Bedeutung dieses 
einmaligen Projekts 
Europa für jeden Ein-
zelnen und jede Einzel-
ne deutlich spürbar, 
erlebbar und gestaltbar 
wird 
 
Fördern den Schutz 
und Erhalt der kulturel-
len Identität, des kultu-
rellen Erbes und eine 
aktive  Geschichtspoli-
tik. Starten eine euro-
päische Strategie auch 
mit Blick auf die Brüche 
in der Geschichte Eu-
ropas und zur Aufar-
beitung europäischer 
Kolonialgeschichte, um 
sie zu vermitteln und 
für die Zukunft daraus 
zu Lerne 

Wollen europaweit die 
Investitionen in Kultur 
und Kunst ausweiten 
und den Kulturaus-
tausch zwischen Euro-
pa und der Welt för-
dern 
 
Wollen den europäi-
schen Film – vor allem 
regionale Produktionen 
– stärken und eine 
ökologisch und sozial 
nachhaltige Filmpro-
duktion befördern 
 
Setzen sich ein für 
geschlechtergerechte 
Zugänge zu Fördermit-
teln  
 
Den Vertrieb europäi-
scher Filme und die 
Entwicklung qualitativ 
hochwertiger Compu-
terspiele stärker unter-
stützen 
 
 

Sprechen sich für die 
Einrichtung einer Kul-
turabteilung für den 
Europäischen Auswär-
tigen Dienst aus 
 
Setzen sich dafür ein, 
dass der Europäische 
Auswärtige Dienst die 
Möglichkeiten der 
Kulturdiplomatie nutzt, 
um die Kommunikation 
mit Ländern aufrecht-
zuhalten, bei denen die 
klassische Diplomatie 
aus politischen Grün-
den versagt 
 
Fordern die Einführung 
eines europaweiten 
Kulturfonds nach dem 
Vorbild des „National 
Trust" in Großbritanni-
en zum Schutz des 
europäischen Kulturer-
bes 
 
 

Fordern ein deutliches 
Bekenntnis der EU zur 
öffentlich geförderten 
Kultur, damit Angebote 
für alle sozial gerecht 
zugänglich sind 

Kulturpolitik ist Angele-
genheit der Bundes-
länder 
 
Die Kulturpolitik der EU 
verfolgt das Ziel, die 
nationalen und regio-
nalen Traditionen einer 
künstlich geschaffenen 
europäischen Einheits-
kultur unterzuordnen 
und sie für diese zu 
instrumentalisieren 
Die EU-Mitglieds-
staaten sollen für die 
Pflege und den Erhalt 
ihres Kulturerbes selbst 
verantwortlich sein und 
EU Fördermittel nur in 
Notfällen erhalten  
 
Wollen deutsche Kultur 
und Sprache im Aus-
land deutlich stärker 
fördern. Das Goethe-
Institut und andere 
kulturpolitische Institu-
tionen sind einzubezie-
hen, um für das Erler-
nen der deutschen 
Sprache europaweit zu 
werben und dieses 
durch Abkommen, 
Studienförderpro-
gramme zu fördern 
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Fortsetzung 
Kultur 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen die europäischen 
öffentlichen National- und 
Staatsbibliotheken unter 
dem Dach einer europäi-
schen digitalen Bibliothek 
besser vernetzen 
 

Das Goethe-Institut soll 
sich strukturell gegen-
über europäischen 
Partnern und der Zivil-
gesellschaft weiter 
öffnen und neue Kno-
tenpunkte gemeinsam 
mit Institutionen der 
Gastländer aufbauen 

 Fordern für die neue 
EU-Verordnung zur 
Einfuhr von Kulturgü-
tern ein ausgewogenes 
Regelwerk, welches der 
Freiheit der Kunst und 
dem Kulturgüter- und 
Denkmalschutz gleich-
ermaßen gerecht wird 
und die Bedeutung des 
Kunsthandels für die 
Internationalität der 
Kultur- und Museums-
landschaft anerkennt 
 
Öffentlich-rechtliche 
Sender der Mitglied-
staaten sollten ihren 
Rundfunkauftrag 
dadurch erfüllen, dass 
verstärkt über europäi-
sche Themen berichtet 
und europäischen 
Politikern mehr Auf-
merksamkeit gewidmet 
wird 

 Lehnen die Planungen 
der deutschen Bundes-
regierung zur Finanzie-
rung afrikanischer 
Museen genauso ab 
wie eine enge Zusam-
menarbeit mit dem 
französischen Pendant 
Institut Français 
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Arbeitsmarkt CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 
Die Verantwortung für die 
Arbeitsmarktpolitik muss 
bei den Mitgliedstaaten 
bleiben 

Ablehnung einer gemein-
samen Arbeitslosenversi-
cherung, da diese zu dau-
erhaften Transferzahlun-
gen innerhalb der EU füh-
ren und Anreize mindern 
würde, strukturelle Arbeits-
losigkeit abzubauen 

 

Wollen keine digitalen 
Tagelöhner/innen, die 
nur auf Abruf arbeiten 
können 
 
Wollen die Möglichkei-
ten der Digitalisierung 
für einen inklusiven 
Arbeitsmarkt stärker 
nutzen 
 
Stehen für ein europäi-
sches Konzept gegen 
den Fachkräftemangel 
 

Praktika müssen ver-
pflichtend entlohnt 
werden  
 
Den Kampf gegen die 
Jugendarbeitslosigkeit 
fortsetzen 
 
Für eine europäische 
Basis-
Arbeitslosenversiche-
rung, die durch die 
nationalen Sicherungs-
systeme ergänzt wer-
den soll 
 
Fordern eine europa-
weite Richtlinie, die 
Kriterien für die Ver-
gleichbarkeit von Tätig-
keiten festlegt und 
Transparenz über 
Löhne und Gehälter für 
alle schafft 
 
Für eine Frauenquote 
in Aufsichtsräten und 
Vorständen 

Wollen einen gemein-
samen Berufsausbil-
dungsmarkt etablieren 
 
Wollen eine Europäi-
sche Ausbildungsagen-
tur (EAA) gründen, 
welche freie Ausbil-
dungsplätze in anderen 
EU-Mitgliedstaaten 
vermittelt 
 
Lehnen eine europäi-
sche Arbeitslosenversi-
cherung ab 
 
Brauchen einen leich-
ten Einstieg für junge 
Menschen in den Aus-
bildungs- und Arbeits-
markt und die Förde-
rung grenzüberschrei-
tender Mobilität 
 
 
 

Wollen ein neues Nor-
malarbeitsverhältnis in 
der EU durchsetzen. 
Arbeit muss für alle 
Beschäftigten sicher und 
unbefristet, tariflich 
bezahlt, sozial abgesi-
chert und demokratisch 
mitgestaltet sein. 
 
Wollen Leiharbeit ab-
schaffen und eine sank-
tionierbare Grenze von 
5% bei befristeten Ar-
beitsverträgen 
 
In allen EU-Ländern muss 
eine wöchentliche 
Höchstarbeitszeit von 40 
Stunden die Grenze sein 
 
Wollen das Ziel der Voll-
beschäftigung gesetzlich 
festschreiben 
 
 

Die Zuwanderung von 
qualifizierten Arbeits-
kräften kann wertvoll 
sein, sofern sie am 
jeweiligen Arbeitsmarkt 
orientiert ist 
 
Lehnt die Einführung 
einer europäischen 
Arbeitslosenversiche-
rung und Arbeitsagen-
tur (ELA) ab 
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Mindestlohn CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Die Mitgliedstaaten bleiben 
für die Regulierungen zum 
Mindestlohn selbst ver-
antwortlich 
 

Wollen den Mindest-
lohn von 12 Euro in 
Deutschland und einen 
länderspezifischen 
Mindestlöhne in allen 
Mitgliedsstaaten 
 
In allen Mitgliedsstaa-
ten Europas sollen 
Mindestlöhne geschaf-
fen werden, die min-
destens 60%des natio-
nalen Medianlohns 
betragen und so besser 
vor Armut schützen 
 
Ein europäischer Stan-
dard für die Mindest-
vergütung soll die 
Situation von Solo-
Selbstständigen ver-
bessern 

Für eine europäische 
Mindestlohnrichtline, 
die allen Arbeitneh-
mern in der EU, ent-
sprechend den Le-
benshaltungskosten 
des jeweiligen Landes, 
ein auskömmliches 
Einkommen garantiert 
 

Die Ausgestaltung von 
Arbeitslosenversiche-
rung und Mindestlohn 
kann nur durch natio-
nale Tarif- und Ar-
beitsmarktpolitik erfol-
gen, denn gerade der 
Arbeitsmarkt ist so 
abhängig von den 
unterschiedlichen 
wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen eines 
Landes, dass eine 
einheitliche europäi-
sche Regelung nicht 
zielführend wäre 
 

Mindestlohn von 12 Euro 
in Deutschland und 
länderspezifische Min-
destlöhne in allen Mit-
gliedsstaaten der EU, die 
mindestens 60% des 
nationalen Medianlohns 
betragen  
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Digitalisierung 
 
Digitalisierung CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  

Die Grünen 
FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen Künstliche Intelli-
genz fördern und durch 
enge Zusammenarbeit 
einen europäischen „Global 
Player“ für diese Schlüssel-
technologie schaffen 
 
Wollen die Entstehung 
einer Batteriezellprodukti-
on unterstützen, um auf 
diesem Zukunftsfeld nicht 
in Abhängigkeit von ande-
ren Teilen der Welt zu 
gelangen 
 
Wollen den digitalen Fort-
schritt durch einen digitalen 
Binnenmarkt ermöglichen 
 
Möchten den europaweiten 
Ausbau der IT-Infrastruktur 
fördern 
 
Setzen sich für einen Euro-
päischen Zukunftsfonds zur 
besseren Start-Up-
Finanzierung ein 
 
 

Wollen digitale Mono-
pole aufbrechen 
 
Werden den offenen 
Zugang zur Nutzung 
von vollständig ano-
nymisierten und nicht-
personenbezogenen 
Daten in Europa si-
cherstellen und verhin-
dern, dass Datenschät-
ze weiterhin von eini-
gen Monopol-
Konzernen exklusiv 
verwertet werden 
 
Werden Anreize für 
gemeinsame Daten-
pools schaffen, die es 
Unternehmen ermögli-
chen, auf freiwilliger 
Basis Daten zu teilen 
 
Wollen schnelles Inter-
net und flächende-
ckenden Mobilfunk  
 
 

Für ein Verbot von 
Diskriminierungen 
durch Algorithmen und 
eine Verpflichtung zu 
deren Transparenz 
 
Für den europaweiten 
Ausbau digitaler Infra-
struktur und ein freies 
und offenes Internet 
für alle 
 
Wollen die anlasslose 
Massenüberwachung 
beenden 
 
Setzen sich ein für 
Regeln für soziale 
Medien, damit Hass 
und Hetze wirksam 
entgegentreten wird  
 
Wollen innovative und 
datenschutzfreundliche 
Unternehmen als digi-
tales Allein- 
stellungsmerkmal 
Europas fördern und 
„Privacy by Design“ und 
„Data 
Protection made in 
Europe“ zum Wettbe-
werbsvorteil machen 
 
 

Fordern die Einrichtung 
von mehr digitalen 
Beteiligungsformen auf 
der Basis eines elekt-
ronischen Personal-
ausweises für EU-
Bürger/innen 
 
Wollen politische Be-
fragungen und Ab-
stimmungen in Ergän-
zung der Europawah-
len digital durchführen 
und die Hürden für 
eine erfolgreiche EU-
Bürgerinitiative abbau-
en 
 
Wollen Gigabit-
Infrastrukturen in der 
Fläche für Europa 
 
Wollen die europäische 
Glasfaserinfrastruktur 
und den Ausbau der 
5G-Funktechnologie in 
der Fläche mithilfe der 
Connecting Europe 
Facility vorantreiben 
 
 
 

Wollen Garantie von 
Netzneutralität, Daten-
schutz und modernem 
Urheberrecht 
 
Lehnen eine Privatisie-
rung der öffentlichen 
(Daten-)Infrastruktur ab 
 
Wollen eine Gewährleis-
tung der Netzneutralität 
durch europäische Auf-
sicht 
 

Fordern die Abschaf-
fung der DSGVO und 
die Rückkehr zu natio-
nalen Gesetzen bis zu 
einer endgültigen 
grundlegenden Novel-
lierung des EU-Rechts 
 
Lehnen Uploadfilter 
und das NetzDG ab 
 
Die von der EU vorge-
stellten Konzepte zur 
Förderung der Digitali-
sierung dürfen nicht in 
die Bildungssouveräni-
tät der Mitgliedstaaten 
eingreifen 
 
Unterstützen Maß-
nahmen zur Stärkung 
der informationellen 
Selbstbestimmung und 
den Einsatz leistungs-
fähiger Verschlüsse-
lungstechniken 
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Fortsetzung 
Digitalisierung 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

  Fördern die stärkere 
Zusammenarbeit der 
europäischen For-
schung im Bereich der 
künstlichen Intelligenz 
(KI) und systematische 
Förderung von Anwen-
dungen, die den Men-
schen im Arbeitspro-
zess aufwerten 
 
Fördern den Aufbau 
europäischer Cloud-
Anbieter, die die Daten-
Souveränität 
europäischer Bür-
ger/innen sowie der 
europäischen 
Unternehmen sicher-
stellen und den hohen 
europäischen Daten-
schutzbestimmungen 
genügen 
 

 Wollen europäische 
Hauptverkehrsachsen 
mit der digitalen Infra-
struktur des 5G-
Mobilfunkstandards 
ausrüsten 
 
Anbieter, gegen die 
Sicherheitsbedenken 
bestehen beziehungs-
weise die strenge 
Transparenzkriterien 
nicht erfüllen, müssen 
von entsprechenden 
Auftragsvergaben 
ausgeschlossen wer-
den 
 
Fordern europäische 
Digital-Freiheitszonen 
 
Die Digital-
Freiheitszonen sollen in 
enger Kooperation und 
im engen Austausch 
mit der Europäischen 
Agentur für Sprungin-
novationen stehen 
 
Setzen sich dafür ein, 
dass europäische For-
schungsmittel gezielt 
zur Erforschung von 
Datenschutztechnolo-
gien und -infrastruktur 
verwendet werden 
 

 Wollen Stärkung euro-
päischer IT-
Kompetenzen im Rah-
men von Forschungs- 
und Entwicklungspro-
jekten, um verstärkt 
europäische Hard- und 
Systemsoftware zu 
entwickeln 
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Fortsetzung 
Digitalisierung 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

    Ziel sollte eine weitest-
gehend autarke EU mit 
eigenen Cloud-
Anbietern und europäi-
schen Datenschutz-
standards sein, um 
etwa die Abhängigkeit 
von außereuropäi-
schen Anbietern zu 
verringern und damit 
die Daten von Bür-
ger/innen und von 
Unternehmen besser 
zu schützen 
 
Setzen sich für eine 
digitale Verwaltung ein 
Fordern eine EU-E-
Residency nach dem 
Vorbild Estlands 
 
Wollen den Anwen-
dungsbereich der 
DSGVO auch auf die 
europäischen Instituti-
onen, insbesondere auf 
die Europäische Kom-
mission, erstrecken 
Wollen, dass Daten, die 
aus der EU in andere 
Staaten übermittelt 
werden, grundsätzlich 
dem gleichen Schutzni-
veau unterliegen wie in 
der EU 
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Klima- und Energiepolitik 
 

Klimapolitik CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen das Pariser Klima-
abkommen konkretisieren 
und umsetzen 
 
Möchten die Emissionen 
von Treibhausgasen mit 
einem wirksamen Preis-
schild 
versehen 
 
Setzen sich dafür ein, auf 
wirkungslose nationale 
oder europäische Einzel-
verbote zu verzichten 

Wollen die Energiewen-
de fortsetzen. Das gilt 
für Elektrizität ebenso 
wie für Wärme und 
Kälte und den Mobili-
tätssektor 
 
Fordern stärkere An-
strengungen gegen die 
Klimaerwärmung: Un-
terstützen, um das Ziel 
des Pariser-Abkommens 
zu erreichen, eine An-
hebung des europäi-
schen Klimaschutzziels 
auf mindestens 45% 
Treibhausgasminderung 
bis 2030 (Basisjahr 
1990). Sowie das lang-
fristige Ziel der  Treib-
hausgarneutralität bis 
2050 
 
 

Für einen europawei-
ten Ausstieg aus Kohle, 
Atomstrom und weite-
ren fossilen Energie-
trägern sowie einen 
deutlich schnelleren 
Ausbau der erneuer-
baren Energien 
 
Deutschland muss mit 
einigen EU-Staaten 
einen gemeinsamen 
CO2-Mindestpreis 
einführen 
 
Für eine kohärente 
Politik in der EU, die 
sich an der Agenda 
2030 der Vereinten 
Nationen, am Klima-
abkommen von Paris, 
an der Aktionsagenda 
von Addis Abeba und 
an der Agenda 2063 
der Afrikanischen 
Union orientiert 

Fordern eine europäi-
sche Klimapolitik mit 
abgestimmten Zielen 
 
Bekennen sich zur 
Nachhaltigkeitsagenda 
2030 der VN und zum 
Pariser Klimaabkom-
men 
 
Wollen, dass CO2-
Reduktionsziele für 
die EU ambitioniert, 
systemisch sinnvoll, 
und langfristig verläss-
lich und umsetzbar 
gesetzt werden 
 
Ab 2050 oder sogar 
früher keine fossilen 
CO2-Zertifikate mehr 
 
Schlagen vor, dass EU-
Mitgliedstaaten im 
eigenen Land nicht 
erreichte CO2-
Einsparungsziele 
gegen die Finanzie-
rung von ebenso 
wirksamen, aber 
kostengünstigeren 
CO2-Einsparungen in 
Ländern außerhalb 
der EU verrechnen 
können 

Die EU-Klimapolitik muss 
am Hauptziel des Pariser 
Klimaschutzabkommens 
ausgerichtet werden: die 
Erderwärmung möglichst 
auf maximal 1,5 Grad 
gegenüber vorindustriel-
len Werten zu begrenzen 
 
Es bedarf eines europäi-
schen Klimaschutzplans 

Lehnen die Pariser 
Klimavereinbarung ab 
 
Lehnen alle EU-
Maßnahmen ab, wel-
che die Reduzierung 
von CO2-Emissionen 
mit dem Schutz des 
Klimas begründen 
 
Wollen den Handel mit 
CO2-Zertifikaten ein-
stellen 
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Energiepolitik CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Wollen europaweiten 
Ausbau emissionsarmer 
bzw. erneuerbarer Ener-
gien. Setzen sich ein für die 
Förderung von Innovation 
und stärkere Vernetzung 
des europäischen Ener-
giemarkts. Ein funktionie-
render Energiebinnen-
markt erhöht die Kostenef-
fizienz und Wettbewerbs-
fähigkeit der Energiever-
sorgung in Europa 
  
Fordern eine bessere 
Verknüpfung des Strom-
netzes in Europa, um die 
unterschiedliche Verfüg-
barkeit der erneuerbaren 
Energien noch besser 
auszugleichen und den Mix 
unterschiedlicher Energie-
träger in Europa besser 
nutzen zu können 
 
Für Wettbewerbsfähigkeit 
Europas, einen effizienten 
und wirksamen Klima-
schutz und die bessere 
Verbreitung von „grünen 
Technologien“ muss sich 
Europa mit Nachdruck für 
eine international wirksa-
me Bepreisung von Treib-
hausgasemissionen einset-

Wollen weiterhin am-
bitionierte Schritte zur 
schnelleren Umstel-
lung des Energiemixes 
hin zu mehr erneuer-
baren Energien in ganz 
Europa vereinbaren 
 
Unterstützen das Ziel 
von 32,5% Energieeffi-
zienz bis zum Jahr 
2030 in der EU 
 
Setzen sich für einen 
Fahrplan zum europäi-
schen Atomausstieg 
ein 
 
 

Für Investitionen in 
intelligente Stromnetze 
für erneuerbare Ener-
gien 
 
Die Partei lehnt das 
Projekt Nord Stream 2 
und neue Pipelinepro-
jekte und Frackingvor-
haben ab 
 
In Europa muss jedes 
neue Gebäude energie-
effizient sein und er-
neuerbare Energien 
selbst erzeugen 
 
Die EU-
Energieaußenpolitik 
muss auf Nachhaltigkeit 
und einen Dialog auf 
Augenhöhe im Interes-
se der betroffenen 
Staaten setzen. Zu einer 
solchen gemeinsamen 
EU-Außenpolitik ist 
daher eine starke, auf 
erneuerbaren Energien 
basierende Energieuni-
on notwendig 
 
 
 

Fordern einen europäi-
schen Netzentwick-
lungsplan, der Maß-
nahmen zum Netzaus-
bau, Berechnungen zu 
Back-up-Kapazitäten 
und Anreize zu Investi-
tionen in intelligente 
Netze umfasst 
 
Respektieren die Ent-
scheidung anderer 
europäischer Länder, 
weiter auf die Kernkraft 
zu setzen. Fordern 
jedoch die effektive 
Durchsetzung eines 
einheitlichen europäi-
schen Sicherheitsni-
veaus für die Nutzung 
von Kernkraft 
 
Setzen sich für eine 
gemeinsame europäi-
sche Energiepolitik ein, 
die es der Europäi-
schen Union (EU) er-
möglicht, ihre Energie-
quellen zu diversifizie-
ren und ihre Energie-
abhängigkeit von ein-
zelnen Lieferanten zu 
reduzieren 
 
 

Bis zum Jahr 2040 soll die 
Energieerzeugung voll-
ständig aus erneuerba-
ren Quellen und haupt-
sächlich dezentral orga-
nisiert sein 
 
Wollen Kohleausstieg bis 
2030 und eine komplette 
Versorgung durch er-
neuerbare Energien bis 
2040 

Energiepolitik ist eine 
hoheitliche Aufgabe 
souveräner Staaten 
 
Ein breiter Energiemix 
aus Kohle, Mineralöl, 
Erdgas, Wasserkraft 
und Kernkraft ist Vo-
raussetzung zum Errei-
chen des Zieldreiecks 
einer versorgungssi-
cheren, wirtschaftli-
chen und umweltver-
träglichen Energiepoli-
tik 
 
Wollen, dass sich 
Deutschland wieder an 
der Entwicklung neuar-
tiger Typen von Kern-
reaktoren 
beteiligt 
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Fortsetzung 
Energiepolitik 

CDU/CSU SPD Bündnis 90 /  
Die Grünen 

FDP DIE LINKE AfD 

 Der Ausstieg aus der Koh-
le- und Kernkraft darf nicht 
durch emissionsintensiven 
Strom aus anderen Län-
dern ersetzt werden 
 
Bei der Erdgasversorgung 
darf sich Europa nicht von 
einzelnen Ländern abhän-
gig machen. Versorgung 
soll daher breit abgestützt 
werden 
 

 Um das Ziel von 100% 
erneuerbarer Energie in 
Europa für 2050 zu 
erreichen, muss die 
Förderung von Photo-
voltaik, Windenergie, 
Biomasse und anderen 
regenerativen Strom-
quellen auch auf euro-
päischer Ebene noch 
stärker vorangetrieben 
werden 
 

Fordern, dass für 
Deutschland wichtige 
Energieinfrastruktur-
projekte wie die Erd-
gaspipeline Nord 
Stream 2 künftig auf 
europäischer Ebene 
abgestimmt und die 
Verhandlungen dar-
über von der Europäi-
schen Kommission 
geführt werden 
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